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Streikabbruch Streikanfang.
Der Streik der Berliner Eiſenbahner darf im großen
a nzen wohl für beendet gelten. Wie von zuſtändiger Stelle
itgeteilt wird, iſt der größte Teil der Arbeiter und Beamten des
iſenbahndirektionesbezirkes Berlin auf den Arbeiteſtätten er
ſienen. Der Eiſenbahnverkehr iſt im allgemeinen wieder
iſgenommen worden. Der Güterverkehr, der vor allen
ingen zu den ernſteſten Befürchtungen für die Lebensmittel- und
»hlenverſorgung der Berliner Bevölkerung Veranlaſſung gegeben
lte, iſt faſt vollſtändig wieder hergeſtellt. Die Züge nach und von
n Vororten verkehren wieder, doch iſt die Zugſolge noch ſehr un-
gelmäßig. Der ruht noch völlig, da ſiche Maſchinen in ſchlechtem, zum Teil unbrauchbarem und
finden. Die Ringbahn wird erſt nach einigen Tagen wie
ten können.
zon wohlunterrichteter Seite en die P. P. N.: Nach Lage

r Dinge erſcheint es noch verfrüht, von einem völligen Abbruch
s Eiſenbahnerſtreiks zu reden; doch darf die Lage als
eſentlichentſpannt bezeichnet werden. Man iſt ſozuſagen
er den el hinans; doch ſind die Befürchtungen nicht von der
and zu weiſen, duß bie Arbeiter in den Werkſtätten zwar
llzählig zur Arbeit erſcheinen, dort aber paſſive Reſiſten z
treiben werden.
Noch ehe der Streik in Berlin völlig beendet war, haben die
iſenbahner in einigen ſüddeutſchen Städten, ſo Frankfurt, Darm-
adt, den Betrieb eingeſtellt. ie Arbeitsniederlegung iſt hierohl in der Hauptſache als eine Soympalhieerklärung mit
n Berliner Eifenbahnern
Zu der Wiederaufnahme der Arbeit in Berlin. ſchreibt
Rit. daß nach der allgemeinen Stimmung zu urteilen. die Mehr
ihl ver Eiſenbahnen nur mit großem Widerwillen und unter dem
wang der Verhältniſſe an die Arbeit zurückgekehrt iſt. Sie be
achten die Wiederaufnahme der Arbeit keineswegs als ein d
euzekriechen vor der Regierung. Wie ſchon betont, wurde der
eſchluß, die Arbeit wieder aufzunehmen, lediglich von dem Ge
chtspunkt aus gefaßt. die Allgemeinheit durch den Streik
icht länger in Mitleidenſchaft m ziehen. Die Eiſenbahner er
arten nach wie vor von der Regierung, daß ſie ihren Herren-
andpunkt aufgibt, die Notlage der Eiſenbahner einer ernſthaften
riifung unterzieht und ihnen im gegebenen Augenblick durch eine

r r rWährend des Krieges und auch während der Demobiliſation war
je Regierung und die maßgebende Preſſe dauernd des Lobes voll
ber den aufſopferungsvollen Dienſt. den die Eiſenbahner pflicht
emäß ausübten, ohne den Betrieb durch Lohnbewegungen irgend-
elcher Art zu ſtören. Ohne Zweifel waren die Eiſenbahner
ährend des Krieges nicht auf Roſen gebettet, ſie konnten auch
ährend der Revolution ihre Lage nicht ſo verbeſſern, daß ein
inigermaßen günſtiger Ausgleich zwiſchen den Löhnen und den
ebensmittelpreiſen erzielt worden wäre. Sie können deshalb mit
utem Grund von der Regierung erwarten, daß ſie ihren Forde-
ungen Rechnung trägt, ſobald es die allgemeine Wirtſchaftslage
eſtattet. Vor allem erwarten die Eiſenbahner, daß die Regie-
ung aus ihrer Machtpoſition heraus keine Maßregelun V n
ornimmt. Das wäre ein ſchmählicher Verrat an dem
jertrauen, das die Eiſenbahner bei der Wiederaufnahme der
ſrbeit in die Regierung ſedten.
Die Lane in den Eiſenbahnbetrieben iſt nach wie vor ſehr ernſt.

je kann nur durch ein Entgegenkommen der Regierung gebeſſert
verden. Es braucht bloß darauf hingewieſen zu werden, daß ſich
ei den geſtrigen Abſtimmungen wichtige Einzelbetriebe noch mit
roßer Majorität für die Fortſetzung des Streiks aus-
eſprochen haben, während in anderen Betrieben, wo der Abbruch
es Streiks beſchloſſen wurde, ſehr große Minderheiten da-
egen ſtimmten, um ein wirkliches Bild von der Stimmung der
tiſenbahner zu gewinnen. Es iſt klar, daß die vorhandene Miß-
timmung nicht auf politiſche Verhetzung zurückzuführen iſt, ſon-
ern daß ſie ihre wirkliche Urſache in der allgemeinen wirtſchaft-
ichen Lage des Eiſenbahnerberufes hat. Mit Machtmitteln wird
jegen dieſe Stimmung nichts ansgerichtet. Nur Vernunft und
käntgegenkommen der maßgebenden Stellen kann die Gegenſätze
wmsgleichen und das deutſche Wirtſchaftsleben vor neuen ſchiveren
kſchütterungen bewahren
Die Straßenbahn- und Hochbahnangeſtellten in

9er lin betonen nach wie vor ihre Bereitwilligkeit, in Ver
ſandlnngen einzutreten. Wenn es bisher nicht dazu ge-
ommen iſt, ſo liegt das ausſchließlich an den Direktionen der
Berliner Verkehrsinſtitute und an der Regierung, die jede Ver-
nittlung ablehnt. Der Erlaß des Reichsarbeitsminiſte-
inms hat unter den Straßenbahnern und Hochbahnangeſtellten
zroße Erbitterung hervorgerufen. Dieſer Erlaß kann nach
ihrer Auffaſſung nur die Machtpoſition der Unternehmer ſtärken
und ihre ablehnende Haltung den Forderungen der Angeſtellten
regenüber noch mehr bekräftigen. e Straßenbahner erblicken in
dem Erlaß eine einſeitige Veeinfluſſung des Unter
nehmertums. Sie halten daran feſt, daß die Geſellſchaften bei

n gutem Willen den Forderungen gerecht werden
nnen.
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Der Eiſenbahnerſtreik in Frankfurt.
i nkfurt a. M., 5. Juli. (W. T. B.) Der Eiſenbahnver

kehr iſt heute früh 6 Uhr infolge des Ausſtandes der Eiſen
bahner vollkemmen eingeſtellt worden bis auf die
Züge, die nach dem beſetzten Gebiet fahren, um Komplikationen
mit der Entente zu vermeiden. Ans gleichem Grunde arbeitet
auch die Hauptwerkftätte in Ried, die im beſetzten Gebiet liegt.
Die wichtigſten Lebensmittelzüge und die Züge mit lebendem Vieh
werden durch die Streikleitung befördert.

Der Eiſenbahnerſtreik hat von Frankfurt auch auf Main z über
egriffen. Nach einer Meldung der Deutſchen Allgemeinen Zeitung
ben die Eiſenbahnarbeiter des unbeſetzten Teils des Direktions

bezirks Mainz die Arbeit niedergelegt. Jhre Forderungen ſind im
weſentlichen die gleichen wie in Berlin.

Verlegung der Wa iUſtandskommiſſion. Berlin 8. Juli.
W. T. B.) Marſchall Foch ließ der deutſchen henZomimniſſion in Spag mitzeilen, der internstionalen ſenſtil

mr ne 7 m h 3 v aſtandskommiſſion werde als zukünftiger Sitz Köln zugewieſen
werden. Als Sitz für die deutſche Kommiſſion ſchlage er Düſſel-
dorf vor.

Hungerunruhen in Jtalien.
Amſterdam, 3. Juli. (W. T. B.) Laut Telegragf meldet

Times aus Mailand, daß am 1. Juli in Forli und anderen großen
italieniſchen Orten in Zuſammenhang mit der Teuerung ernſte
Unruhen ſtattgefunden haben. Viele Läden wurden geplün
dert und zerſtört. Es kam zu r Schießereien.

Die durch die Lebensmiltelteuerung in der Prrvingz
Nomagna hervorgernfene revolutionäre Bewegung
breitet ſich immer weiter aus. Bemerkenswert iſt, daß ſich die Be
wegung nicht nur auf die Sozialiſten beſchränkt, ſondern auch auf
die Republikaner und Katholiken übergreift. Die Bewegung ver
breitet ſich weiter anf Fanza und Jmolag aus. uch aus
anderen Provinzen werden Teuerungskundgebungen berichtet. Jn
Torro Annunziato kam es zu Zuſammenſtößen 77
Polizei und Demonſtranten. Jn Ancona beſchloß eine von
3900 Arbeitern beſuchte, von der Gewerkſchaftskammer einberufene
Verſammlung, in den Generalſtreik zu treten als Proteſt
egen die Lebensmittelteuerung. Es wird die Herabſetzung der
reiſe um 59 Prozent verlangt. Jn Reggio Emilig nahm

der ſozialiſtiſche Provinzialkongreß mit geringer Mehrheit eine
Tagesordnung an, die ſich für den Volſchewismus erklärt.

Lloyd Grorg über den „Friedens“vertrag.
Amſterdam, 4. Juli. (W. T. B.) Das Reuterſche Bureau

meldet aus London über die Unterhausſitzung vom 3. Juli: Ein
dichtgedrängtes Haus brachte Lloyd George eine Ovation. Lloyd
George verteidigte die Beſtimmungen des Vertrages und betonte
Deutſchlands Schul d. Der Friedensvertrag bezwecke,
Deutſchland zu zwingen, ſoweit wie möglich wieder herzuſtellen,
zu erſetzen und wieder gutzumachen,. und ein Exempel an
Deutſchland zuſtatuieren, das ehrgeizige Herrſcher und
Politiker davon abhalte, eine ſolche Niedertracht zu wiederholen.
Ueber die Lage Frankreichs ſprechend betonte Lloyd George die Nor
wendigkeit, es gegen unherausgeforderte Angriffe ſicherzuſtellen.
Er ſagte: Wenn der Völkerbund einen Krieg verhindere, ſo wäre
der Bund damit gerechtfertigt. Lloyd George verteidigte den einſt-
weiligen Ausſchluß Deutſchlands aus dem Völker
bunde. Wenn Deutſchland zeigte, daß es durch das Feuer des
Krieges geläutert ſei, und einſehe, daß ſeine Politik in den letzten
150 Jahren ein ſchwerer Fehler geweſen ſei, dann ſei es ein ge
eignetes Mitglied des Völkerbundes. Lloyd George behandelte
ausführlich das Mandatsſyſtem und das Arbeiterabkommen. Er
betonte die Rolle, die das britiſche Reich im Kriege geſpielt hrbe,
in dem es 7 700 000 Mann für die alliierten Streitkräfte ſtellte und
3 000 000 Verluſte hatte. Ohne das britiſche Reich würde der Krieg
nach ſechs Monaten zuſammengebrochen ſein. Die Rolle Groß-
britanniens ſei ein großartiges Beiſpiel, was ein größeres Volk,
das einig und von einem gemeinſamen Ziele beſcelt ſei, erreichen
könne. Lloyd George appellierte an die politiſche Einigkeit und
an die Fortdauer des patriotiſchen Geiſtes, der allein den Krieg ge-
wonnen habe und allein zum wahren, ruhmreichen Triumph führe.
(Lebhafter Beifall.)

London, 8. Juli. (Reuter.) Unterhaus. Nach der Rede
Llohd Georges erklärte ſich das Haus einſtitnmig mit der Ein-
bringung der beiden Geſetzentwürfe einverſtanden, die den Friedens
vertrag und das engliſch- franzöſiſche Uebereinkommen, in welchem
gegen einen nicht herausgeforderten Angriff auf Frankreich Vor
kehrungen getroffen ſind, zum Gegenſtand haben.

Gegen den Gewaltfrieden!
Die Haltung der engliſchen Arbeiterpartei:

Amſterdam, 3. Jnli. (W. T. B.) Daily Herald ſchreibt zu
der Frage, wie die Arbeiterpartei des engliſchen Unterhanſes
ſich gegenüber der Ratifikation des Friedensvertrages
verhalten muß: Wir raten dringend, dak der Leiter der Partei
den Vertrag ablehnt und daß alle Abgeordneten der Arbeiter
partei den Saal verlaſſen. Das wird ein wirkſamer, würdiger
und dramatiſcher Proteſt ſein. Es wird ein deutlicher Veweis
ſein, daß ſich die Arbeiter von dieſem Frieden abwenden. Wenn
der Haß bleibt, ſo bedentet er in Zukunft für die Arbeiter Sorge
und Verluſte und keiner, der ſetzt noch nicht Geborenen wird
es jemals den Arbeitern dieſer Generation vergeben daß ſie
einen Vertrag unterſtützt haden, der nene Kriege verurſacht hat.
Das unvermeidliche Gegen-den-Vertrag-ſtimmen bedeutet an ſich
nichts. Der Vertrag iſt über unſere Köpfe und über den Kopf
des Parlaments wegs nnterzeichnet worden.

Zur Ausliefernng Wilhelms.
Amſterdam, 83. Juli. (W. T. B.) Das Reuterſche Bureau

meldet aus Lonbon: Es verlaute, daß die an Holland zu richtende,
die Auslieferung des vormgligen deutſchen Kaiſers betreffende
Note von 22 oder 28 Mächten unterſchrieben ſein
werde. Jn den Wandelgängen des britiſchen Parlaments verlaute,
daß das Gerichtsverfahren gegen den ehemaligen Kaiſer von dem
Ausſchuß geregelt werde. den die Alliierten zur Durchführung der
Friedensbedingungen errichten. Der Gerichtshof werde aus fünf
Richtern beſtehen, die von den fünf alliierten Großmächten dazu
erwählt ſind. Man hofft, daß die Gerichtsverhandlung
im Herbſt ſtattfinden werde, und erwarte zuverſichtlich. daß der
Kaiſer zugegen ſein werde, da ſeine Auslieferung von ſämtlichen
alliierten und aſſoziierten Mächten gefordert werden würde.

London, 3. Juli. (Reuter.) Lloyd George teilte dem Unter-
hauſe mit, daß der Gerichtshof zur Aburteilung des
„Kaiſers“ ſeinen Sitz in London haben werde.

Amerika gewährt Kredit? Amſterdam, 8. Juli. (W. T. B.)
Der Parlamentskorreſpondent der Daily News berichtet: Es ver-
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Die Steuervorlagen.
Von den neuen Steuervorlagen gibt eine offizielle Darſtell

c Jnhaltsangabe, die ein vorläufiges Urteil geſtattet. Es hei
arin:
Drei von den Geſetzentwürfen, mit denen ſich die Nationalver

ſammlung zu beſchäftigen hat, ſchaffen keine dauernden Einnahme-
quellen: der Entwurf eines Geſetzes über eine außerordentlicheKriegsabgabe für das genug 16919, der Entwurf eines Ge

ſedes über eine Kriegsabqgube vom Vermögenszuwachs und der
Entwurf eines Rayonſteuergeſedes.
Der Entwurf eines Geſetzes über eine außerordent-

liche r r für das Rechnungsjahr 191will im Anſchluß an das Geſetz über eine ar r
abgabe für das Rechnungsjahr 1918 (vom 26. Juli 1918) die
hebung einer Kriegsabgabe von dem vor nehmlich im Jahre 1918
erzielten Mehreinkommen der Einzelperſonen und von dem im
fünften Kriegsgeſchäftsſjahre erziellten Mehrgewinn der Geſell
ſchaften vorſchreiben. Dementſprechend zerfällt der Geſetzentwurf
in zwei Hauptteile: in die Abgabepflicht der Einzelperſonen
und zweitens in die Abgabepflicht der Geſellſchaften. Das Mehr
einkommen, das die Einzelperſonen gegenüber dem im BVeſe
entwurf näher bezeichneten Friedenszinkommen 47 haben, ſo
ſoweit es 3000 Mk. überſteigt, mit einer Steuer belegt werden die
für die erſten 10000 Mk. 5 v. H. beträgt und auf Grund eine
Staffeltarifs bis auf 50 v. H. anſt e igt. Vom Mehrgewinn,
den die Geſellſchaften im fünften Krie r erzielt haben,
iſt eine Abgabe bis zu 80 v. H. zu bezahlen, während nach dem
Geſetz über eine außerordentliche Kriegsabgabe für das Rechnungs
jahr 1918 die höchſte Abgabe 80 v. H. betrug.

Der Entwurf des Kriegeabgabengeſetzes für 1019 wie ger die
Kriegsgewinnbeſteuerung der Geſellſchuften nicht aber gquch die der
Einzelperſonen abſchließend regeln. Dieſem Zwecke ſoll vielmehr
der Entwurf eines Geſetzes über eine Krieg sabgabe vom
Vermögenszuwachs dienen, der ſich daher auf die Beſteue-
rung der Ei r beſchränkt. Sie haben eine Abgabe von

onJ heit p rn Betrag von e ver
überſteigt. zu zahlen. Ueber die Höhe der Abgabe beſtehen zwiſchen
der Regierung und dem Staatenausſchuß Meinungsverſchieden-
heiten. Die Regierung will, daß jeder Vermögenszuwachs, der dem
Betrag von 304 500 Mk. überſteigt einſchließlich der ubgabefreien
5000 Mk.), reſtlos erfaßt wird. Der Staatenausſchuß will, daß die
vollſtändige Wegſteuerung erſt beim Vekmögenszuwachs vor
440 500 Mk. eintritt.

Von den Geſetzentwürfen, die dem Reiche dauernde Einnahmen
ſollen. iſt in erſter Reihe der Entwurf eines Erb

chaftsſteuergeſedes zu erwähnen. Er ſieht den Ausbau der
eſtehenden Erbſchaftsbeſtenerung im Sinne ihrer Ausdehnung

auf das Gatten- und Kindeserbe und der verſchärften Heranziehung
der entfernten Verwandtſchaftsgrade vor, ferner eine entſprechende
Erweiterung der Schenkungsfteuer. Schließlich iſt in dem Entwurf
eine Nachlaßſteuer vorgeſehen, die eine Beſteuerung des geſamten

des Verſtorbenen, das bei ſeinem Tode vorhanden iſt.
etrifft.
Der Entwurf eines Grundwechſelſteuergeſetzes, der nächſtdem e

erwähnen iſt. will die verſchiedenen Abgaben, die jetzt vom Rei
von den Bundesſtaaten und Kommunen beim Grundſtücke unſatz
erhoben werden, vereinheitlichen. Es ſoll in Zukunft beim Eigen
tumsübergang die Grundwechſelſtener des Reichs. und zwar in
Höhe von 4. v. H. des gemeinen Wertes des Grundſtücks, erhoben
werden, an der dann die gegenwärtigen Steuergläubiger verhält-
nismäßig beteiligt werden würden.

Der Entwurf eines Rayonſteuergeſeses will eine aber-
malige Abgabe auf ſolches Grundeigentum legen, das ſich in der
Umgebung von Feſtungen befinder, bisher inſolgedeſſen gewiſſen

Beſchränkungen unterworfen war, nunmehr aber. da eine baldige
Beſeitigung der S nneh in weitem Umfange wahrſchein
lich iſt, von den Beſchränkungen befreit wird und ſomit einen un
erwarteten Wertzuwachs erfährt.

Die geplanten indirekten Steuern werden in der offizisſen
Darſtellung wie folgt beſchönigt:
„Jm Entwurf eines r wird eine Neugeſtaltung der Tabakbeſteuerung in der Richtung vorgeſchbagen,

daß von allen Tabakerzengniſſen eine nach ihrem Kleinverkaufs
preiſe abgeſtufte Verbrauchsabgabe unter Verwendung von Steuer
zeichen erhoben werden ſoll. Die Beſteuerung des inländiſchen Roh
tabaks ſoll beſeitigt werden, wodurch die Herſtellung der billigerenZigarren erleichert wird. und vom ausländiſchen Rohtabak ſoll
unter Aufhebung des Wertzuſchlags lediglich ein Gewichtszoll in
der Höhe zur Erhebung gelangen. wie er zum Schutze des heimiſcher
Tabakbaues notwendig iſt. Die Verbrauchsabgabeſätze für Zi-
garren bewegen ſich in 22 Abſtufungen zwiſchen 8 Mk. für 1000
Stück und 500 Mk. für 1000 Stück je nach der Höhe der Kleinver-
kaufspreiſe. Bei den Ziggretten ſol der durch das Geſetz vom
12. Juni 1916 eingeführte Kriegszuſchlag mit der Zigarettenſteuer
vereinigt werden und darüber hinaus eine weitere Asgabenerhöhung
eintreten. Die Abgabenſätze für Zigaretten bewegen ſich in 11 Ab
ſtufungen zwiſchen 10 Mk. für 1000 Stück (bei Zi retten bis zu
3 Pf. das Stück) und 140 Mk. für 1000 Stück (bei Zigaretten von
über 25 Pf. das Stück).

Auch eine Erhöhung der Zucker ſteuer wird nokwendig,
Sie ſoll ſtatt 14 Mk. in der Folge 30 Mk. für 100 Kilogramm Rein
gewicht betragen. Das würde einer Erhöhung des Kleinhandels
preiſes um 8 Pf. für das Pfund gleichkommen eine Belaſtung
die ſehr gering iſt, wenn man bedenkt, mit welchen Preisſteige-
rungen während des Krieges leider gerechnet werden mußte.

Auch, die Belaſtung, die ſich aus der h h ndwa ren
ſteuer ergibt, dann nicht als unerträ lich bezeichnet werden. zu
mal wenn man in Betracht zieht, daß ſich die Bevölkerung in Kriegs-
zeiten für Zündwaren mit weit höheren Preiſen abgefunden hat.
als ſie einſchließlich der Steuer nach der Wiederkehr normaler
Zeiten zu erhoffen ſind. Es ſoll nämlich die Steuer für Zünd-

hölzer und Zündkerzchen ver doppelt werden, ſo da B.déShern die Steuer 8 Pf. ifür Schachteln mit 30 bis 60 Zün
Schachtel, für Schachteln mit 20 oder weniger Zündkerzchen 10 Pf.fautet gerüchtweiſe, daß die Vereinigten Staaten, bereit

ſeien, Deutſchland gro
zu gewähren, ſobald die ade aufgehoben

e Kredite für Wareneinkläufe fün Schachtiſt Zündholzinduſtrie und des Erträges
für jede Schachtel beträgt. Außerdem werden zum Schutze der

der nen vie
e e



gern B ſtreng Aucht n h sieDver da ale von Vunbeetteaen Senetase n s lter
den erlaſſenen Vorſchriften, nach denen eine V erhoben wird, unwirkſam werden. An e r a
vergnügungsſteuer treten, von deren Srdem Reiche zuffi ſoll. Es werden von Eieuer alle Ver
anſtaltungen getroffen werden, die den Fweck zu unterhalten,

ergötzen zu erbauen oder zu belehren, ausgenommen
dem Unterricht in Unterrichteanalten dienen.

Das Karien ſpiel ſoll ebenſulls, in Jukunft ſteuerlich
belaſtet werden. Die jetzige Reichsſtempelaäbgabe von 30 Pf.
80 Pf. für Splelkarten i reits ſeit dem e 1878 in Kraft,
alſo 44 mehr als 40 Jahren keine Erhöhung erfahren. Die Steuer
3 ch in der Folge für Kartenſpiele von mehr als 24 bis ein

ließlich 48 Blöttern auf 2 Mk. belaufen; für Kartenſpiele mit
weniger Blättern bzw. mit mehr Blättern ermäßigt ſich oder erhöht
ich der Satz. A die vom Auslande ein hrten Spielkarten

d der Steuer unterworfen; ſie werden dies einen erhöhten
Kingangszoll zu tragen haben.

Die finanzielle Bekaſtung Deutſchlands iſt ungeheuer. Die
laufenden Ausgaben erfordern einen auf 178 Milliarden Mark
geſchätzten Jahresbedarf. Dazu müſſen die gewaltigen Summen
aufgebracht werden, die zur Erfüllung des Friedensvertrags not
wendig ſind. Wenn eine Deckung erzielt werden ſoll, iſt es not
wendig, ein Geſamtprogramm für die Finanzwirtſchaft des Reichs
aufzuſtellen, aus dem einwandfrei hervorgehen muß, wie ſich die
gegenwärtige Regierung es vorſtellt, ohne Bankerott die Finang-
frage zu löſen. Die Regiekung Scheidemann hat ein derartiges
Programm nicht gehabt. Was Herr Schiffer, und nach ihm Herr
Dernburg vorgeſchlagen haben, war böſeſte Flickarbeit, Verlegen-
heitsprodukt nach den alten verwerflichen Steuermethoden im alten
Deutſchland. Aus dieſer Verlegenheitsarbeit geht klar hervor, daß
die Regierung Scheidemann nicht entſchloſſen war, nach ſozialiſti-
ſchen Grundſätzen an die Löſung der Finanzfrage heranzügehen,
daß ſie fortwurſtelte, ohne ernſthaft an den bevorſtehenden Banke
rott zu denken.

Die Regierung Bauer hat das alte Dernburgſche Finanzpro-
gramm einfach übernommen. Auch fie beginnt die Löſung der
Finanzfrage durch Vorlage von Geſetzen, die an die Finanzreform-
geſetze früherer Zeiten erinnern. Das Dogma, daß man ohne in-
direkte Steuern nicht anskomme, das früher von der Sozialdemo-
kratie auf das ſchärfſte bekämpft worden iſt, wird von dem Finnnz-
miniſter einer Regierung die in der Mehrheit aus Rechtsſozialiſten
beſteht, vertreten. Eine Reihe von Geſetzen über indirekte Steuern
iſt in dem Steuerbündel enthalten, das die Nätionalverſammlung
raſch erledigen ſoll. Die Zuckerſteuer ſoll ſo angeſpannt werden
daß das Pfund Zucker um 8 Pf. im Preiſe ſteigen muß, die Steuer
auf Zündhölzer wird verdoppelt, die Tabakfſteuer ſo geſtultet, daß
ſie einen Betrag von einem Drittel des Kleinverkaufswertes der
in Deutſchland umgeſetzten Fabrikate erreichen ſoll. Die Begrün-
dung dieſer Anſpannung iſt überall die gleiche: die Bevölkerung iſt
an hohe Preiſe gewöhnt; wenn alſo nach dem Frieden der Preis-
ſturz eintritt, kann der Fiskus hohe Steuerbeträge durch indirekte
Steuern auf Bedarfsgegenſtände legen, ohne daß die jetzt gezahlten
Preiſe überſchritten werden. Der Fiskus will alſo Nutzen ziehen
aus der Preisſteigerung während des Krieges.

Die Summen, die durch die Erhöhung der indirekten Steuern
zuſammenkommen werden, ſind nach dem Maßſtab früherer Zeiten
beträchtlich, aber gegenüber dem ungeheuren Bedarf des Reiches
bedeuten ſie einen Tropfen auf einen heißen Stein. Was bedeuten
gegenüber 1738 Milliarden Bedarf 10 Millionen, die man durch
den Spielkartenſtempel, 50 Millionen. die man aus der Zündholz-
ſteuer herausſchlagen will? Ein Finanzprogramm. das von vorn-
herein mit ſolchen kleinen Mittelchen rechnet, kann nicht großzügig
ein.

Die Quelle, aus der alle Steuerbeträge fließen, iſt letzten Endes
die produktive Arbeit. Auch die indirekten Steuern werden aus
Einkommen oder Vermögen gezahlt. Das Prinzip eines groß-
zügigen Finanzprogramms müßte ſein, die produktive Arbeit des
ganzen Volkes direkt der Deckung des Staatsbedarfs nutzbar zu
machen. Das erfordert freilich, daß in der deutſchen Volkswirtſchaft
ſozialiſtiſche Maßregeln zur Durchführung kommen. Dazu iſt die
jetzige Regierung ebenſowenig entſchloſſen wie die Natiodalver-
ſammlung. Sie werden deshalb auch mit allen ſteuerlichen Künſten.
die jetzt geübt werden. den Bankerott nicht aufhilten können. Es
gibt in der jetzigen Lage nur einen Ausweg: weiteßgehende
Sozialiſierung.

höher
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Die Vermögensabgabe.
Weimar, 8. Juli. Wie W. T. B. von zuſtändiger Seite erfährt,

ſind, entgegen anders lautenden Meldungen, im Reichsminiſterium
der Finanzen die Entwürfe der Vermögensabgabe, der
Umſatz ſteuern und der Reichsabgabenordnung fertig
aus gearbeitet. Die Vorlagen werden der Nationalverſammlung
und dem Stagatenausſchuß unverzüglich zugehen ſo daß ſie noch vor
Beginn der Sommerferien im Parlament erledigt und Geſetzes-
iraft erhalten werden.

Eine Erhöhung der Poſt und Telegraphengebühren
ſteht nach dem Berl. Tagebl. bevor. Die BVorlage, die der National
verſammlung zugehen werde, ſehe Portoerhöshungen für die Poſt
ſendungen, und für die Telephongebühren eine Erhöhung
von 100 Przent vor.

General Hoffmann bleibt.
VBerlin, 8. Juli. Vom Kriegsminiſterinm wird mit-

geteilt: Die dem General Hoffmann zugeſchriebene Preſſe
veröffentlichung iſt tatſächlich von ihm nicht ausgegangen.
General Hoffmann hat perſönlich, wie viele andere und wie
im Jnnern gewiß alle Offiziere, gegen die Schmachbedingungen
proteſtiert und hat zum Ausdruck gebracht, daß er bei Auslieferung
des Kaiſers nicht weiterdienen könne. Nachdem die durch die An-
nahme des Friedens geſchaffene Lage bei den Truppen bekannt-
geworden war, hat Beneral Hoffmann ausdrücklich gemeldet, daß
er den Befehlen ſeiner Vorgeſetzten gehorſam bleibe, nur die Bitte
hinzufüge, ihn von ſeinem Poſten zu entheben, falls ſein Grenz-
abſchnitt geräumt werden müſſe.

Den Truppen war vom Oberkommando Snd im Anſchkuß hieran
beſonders eingeſchärft worden, daß ſie den Räumungsbefehlen der
Regierung zu folgen haben werden.

Dieſe Aufklärung entzieht den zahlreichen Preſſeangriffen gegen
General Hoffmann den Boden. Die Regierung hat keinen An-
Ia ß, einen tatkräftigen und gehorſamen Führer kurz vor dem Ab-
ſchluß der ihm geſtellten Aufgaben zu entlaſſen.

Jn der augenblicklichen Lage kann niemand unſeren Offizieren
den Ausdruck ihres bitteren Schmerzes verargen. Dieſen Empfin-
dungen trägt auch die Regierung volle Rechnung, ſolange Ord
nung und Ge horſam gewahrt bleiben. Das iſt tatſächlich bis
heute unverändert der Fall geweſen und gereicht den Offi
zieren und Truppen zum hohen Lobe.

Die Wahrheit iſt: die Regierung weicht vor den frondſeren
den Generalen und Offizieren zurückl Die Kundgebungen gegen
ſie dauern an, aber ſie wagt keine Abſetzung
nuxgegen Arbeiter zeigen,

e kann KRergie

Baners Dank an Hindenburg.
Zur Auflöſung der Oberſten Heeresleitung.

3 t f

regierung folgendes Telegramm geſandt:Jm Ranen der Reichsregierung ſage ich Jhnen, Herr General

feldmarſchall, noch einmal unſeren unabänderlichen Dank für alle
Dienſte zum Beſten des Vaterlandes. Jn Tagen der Not wurden
Sie gerufen, in Tagen noch ſchlimmerer Nöte ſchließen Sie Jhre
Aufgaben ab. Wir, die wir im Zwange der Pflicht auf unſeren
Poſten bleiben müſſen, werden immer ein großes Vorbild in der
Art ſehen, wie Sie die Pflicht gegenüber dem Vaterlande höher ge
ſtellt haben als perſönliche Gefühle und Anſchauungen.

(gez.) Bauer.“

Preußiſche Londesverſummlung.

Juſtizdebatten.
Mit dem Juſtizetat wurden die diesjährigen Etatsberatungen

eingeleitet. Jm Vergleich zu früher kaum ein Unterſchied. e
ſchwerden wie früher, nur daß ſie ſich gegen eine ſogenannte ſo
artige Regierung wenden und oft ſehr viel kraſſere Zuſtände
etreffen als früher. Das Tempo der Beratungen g auch weſent

lich beſchleunigt. Fürchtet man unſere Kritik? ie bleibt den
Herrſchaften nicht erſpart.

Die bürgerlichen Redner drückten nicht ohne Grund ihre
Zufriedenheit mit der gegenwärtigen Rechtspflege aus.Jm übrigen kam es ihnen aber nur auf den Stimmenfang an.

e materielle Beſſerſtellung der Juſtizbeamten ſtand im Mittel-
punkt ihres Jntereſſes. Hierin kam ihnen der Juſtizminiſter weitentgegen. Von demokratiſcher Seite wurde eine Reform der
Strafpraxis das Wort geredet. Die Debatte wurde jedoch erſt
von unſerem Redner, dem Genoſſen Dr. Roſenfeld, auf die
gebührende Stufe gehoben. Schonungslos deckte er, teilweiſe
unter dem Toben des Hauſes, den Klaſſencharakter
unſerer heutigen Rechtspflege auf. Der Ledebourprozeß
lieferte ihm eine Unmenge Material dafür, welchen Tiefſtand wir
bereits erreicht haben. it der gebotenen Schärfe wandte er ſich
auch gegen die außerordentlichen Kriegsgerichte
und ihr, allem Rechtsempfinden hohnſprechendes Verfahren.
Dringend forderte er deren Beſeitigung wie auch die des Be
lagerungezuſtandes. Dann geißelte er das Syſtem
der Schutz haft, durch das Tauſende von Unſchuldigen ihrer
politiſchen Geſinnung wegen monatelang im Gefängnis ſchmach-
ten. Er verlangte, daß endlich für die politiſchen Gefangenen
volle Amneſtie gewährt werde. Damit kam er auf die haltloſen
Zuſtände im Geſängnisweſen zu ſprechen. Er wandte ſich gegen
die fortgeſetzten Mißhandlungen der Gefangenen, gegen deren
dauerndes Hungern und gegen die Beſchränkung der An-
gehörigen, die Lebensmittel bringen wollen. Demgegenüber for-
derte er, daß ein neuzeitlicher, humaner Geiſt auch im Gefängnis-
weſen einziehe, ganz beſonders gegenüber Jugendlichen und ge-
fangener Mütter mit Säuglingen. Man ſolle die kleinen Lebe-
weſen nicht büßen laſſen für die Bergehen der Mütter. Man
ſolle aber auch nicht gegen die Mütter ſo grauſam ſein, ihnen ihre
Kinder zu entreißen.

Als ein Schreckenskind ſeiner Partei entpuppte ſich der rechts-
ſozialiſtiſche Oberlandesgerichtsrat Frey muth aus Hagen in
Weſtfalen. Dieſer Mann, der nicht etwa erſt ſeit dem 9-Novem-
ber, ſondern bereits ſeit dem 30. Oktober 1918 der Partei angehört,
brachte es fertig, gegen die Wahl der Richter durch das Volk zu
polemiſieren und zu verlangen, daß die Richter nach wie vor er-
nannt würden. Das ging ſogar ſeinen Parteifreunden zu weit,
welche ihm zuriefen, daß er nicht ermächtigt ſei, dies vorzutragen.
Genoſſe Roſenfeld nagelte dieſen Angriff gegen einen wich-
tigen Punkt des Erfurter Programms ſofort feſt und dokumen-
tierte, daß wir nach wie vor daran feſthalten, daß die Wahl der
Richter durch das Volk erfolge und daß beſonders auch die Mit
wirkung der Schöffen aus allen Kreiſen der Bevölkerung ficher-
geſtellt werde.

Heine, einſtmals Juſtizminiſter, jetzt Miniſter des Jnnern, der
ſeinerzeit zuungunſten des Genoſſen Ledebour in das ſchwebende
Verfahren eingriff und die ſchwerſten Verdächtigungen als feſt
ſtehende Tatſachen hinſtellte, hat, obwohl Roſenfeld fentlich die
Unwahrhbeit dieſer Behauptungen auf Grund des Prozeßergeb-
niſſes feſtſtellte, bis heute noch nicht ein Wort der Entſchuldigung
oder Rechtfertigung ſeiner ſchnellfertigen Verdonnerung des poli
tiſchen Gegners gefunden.

39. Sitzung vom 3. Juli 1919.
Präſident Leinert eröffnet die Sitzung um 1 Uhr 22 Min.
Beim Juſtizetat wird der Titel Miniſtergehalt bewilligt,

ebenſo der Reſt der Ausgaben. Ein Antrag der Deutſchnationalen,
wonach alle Rechtsanwälte nach 15jähriger Dienftzeit, und zwar
unter doppelter Anrechnung der Kriegsjahre, das Notariat er-
halten ſollen, wird angenommen, ebenſo eine Reihe von Anträgen
und Ausſchußentſchließungen.

Es folgt die
zweite Leſung des Handels und Gewerbeetats.

Abg. Dr. Ha ger (Ztr.) richtet an die Regierung die förmliche
Anfrage, welche ſchleunigen Maßnahmen ſie ergreifen wolle, um
eine weitere Entwertung der Kriegsanleihen zu verhüten. Viele
Arveiter hätten für ſie ihre Spargroſchen hingegeben. Mündel-
r ſeien in großem Umfange in Kriegsanleihe angelegt
worden.

Unterſtaatsſekretär Neuhaus erwidert, die Erwägungen über
t treffenden Maßnahmen ſtänden dicht vor dem Abſchluß.

För
Dr. Leibig (D. Vp.) befürwortet die ſtaatliche

erung des Mittelſtandes.
Abg. Woldt (Soz.) bekämpft die Anſchauungen des Unter-

nehmertums, das ſich über die Grundſätze der Moral hinweg-
geſetzt habe.

Abg. Dr. Hager erklärt die Bereitwilligkeit des Zentrums,
an einer verſtändigen Sozialiſierung mitzuwirken.

Freitag Uhr: Fortſetzung; erſte Leſung der Gemeinde
verfaſſungsvorlage. Schluß 6 Uhr.

Keine Einwohnerwehr in Leipzig.
Die Leipziger Stadtverordnetenſitzung hat die Gründung einer

Einwohnerwehr abgelehnt. Die Rechtsſozialiſten haben, obgleich
ſie die eigentlichen Väter der Vorlage ſind, obgleich ſie unter Vor
antritt ihrers Führers Mylau, des Regierungsbeauftragten,
ſeinerzeit die Notwendigkeit der Wehr zum Schutze von Leben und
Eigentum der Einwohnerſchaft lebhaft vertraten und ſich an ihren
Vorarbeiten eifrigſt beteiligt haben, jetzt nicht gewagt, für die
Vorlage zu ſtimmen. weil ſie die ablehnende Haltung der Arbeiter
ſchaft fürchteten. Die Bürgerlichen beteuerten in der Sitzung,
daß die Wehr mit Politik nichts zu tun habe. Der Redner unſerer
Partei, Genoſſe Liepmann, konnte den ſchlagenden Gegen-
beweis führen, indem er ihnen eine Rede des Generals Maercker
vorführte, die dieſer ſeinerzeit an Leipziger Studenten richtete.
Darin wird die Einwohnerwehr ganz ausgeſprochen als Kampf
mittel des Bürgertums gegen die Arbeiterſchaft gekennzeichnet.

Die Leipziger Militärbehörde ſcheint von ſtarken Befürchtungen
vor Umſturzaktionen befallen zu ſein. Sie hat am Mittwoch denLeipziger Sauptbahndet und das Quartier des Stabes durch
St a

t mit dem ren eftungen t worden, deren V ertrieb verboten iſt.
ſind aus dieſem Grunde auch mehrere Verhaftungen vor-
enommen en egen iſt ein Offizier, der am I. Juli ineiner Studentenverſ ung der Univerſität erklärt hat, daß die

Studenten unter den Offizieren nicht für die Regierung Bauer
eintreten, und in den en 14 Tagen zu entſcheidenden Hand-
lungen ſchreiten werden, wozu die Unterſtützung der Studentenerbeten e deren Mehrheit ihren Beifall durch Trampeln zu
erkennen gab, noch nicht verhaftet worden.

Der Prozeß gegen Toller.
Nach einem Drahtbericht der Deutſchen Zeitung aus München,

iſt die Vorunterſuchung gegen Toller nunmehr abgeſchloſſen. Der

lungen ſollen am 7. Juli vor dem Standgericht in München be
ginnen.

Nutzbarmachung von Oedland.

Heide- und ähnliche Ländereien zu kultivieren. Der Landesver-

Oedländereien auf genoſſenſchaftlicher Grundlage vorſieht.
einer Denkſchrift aus dem Jahre 1912 ſind in Preußen insgeſamt
655 424 Hektar zu kultivieren.

Kein Staatspräſident in Bayern. Bamberg, L. Juli. Jn der
heutigen Sitzung des e ehe des Bayeriſchen Land
tages wurde folgender Beſchluß gefaßt: „Das Geſamtmini-

ſt die oberſte vollziehe
reiſtaates Bayern; ſie iſt dieſem allein verantwortlich.“

Unterſtaatsſekretär Schulz Weimar, 8. Juli. (W. T. B.)
Der Vize präſident der NationalberſammlungSchulz t als Unterſtaatsſekretär in das Reichsminiſte
rium des Jnnern berufen worden.
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Verfaſſungsberatung
in der Nationalverſammlung.

Weimar, 3. Juli. (W. T. B.) 45. Sitzung. Präſident Fehren
bach eröffnet die Sitzung um 2 Uhr 15.

Die Anleihedenkſchrift für das Jahr 1918 und die Anleihe-
denkſchrift für die Schutzgebiete 1918 wird durch Kenntnisnahme für er
ledigt erklärt. Die Reichshaushaltsrechnungen für 1916 und 1917 werden
ohne Debatte an einen Ausſchuß zur Berichterſtattung überwiesen.

Die zweite Beratung des Entwurfes einer
Verfaſſung des Deutſchen Reiches

wird fortgeſetzt.
Artikel 4 und 5 werden nach unerheblicher Debatte angenommen.

Ebenſo Artikel 6, der dem Reiche die ausſchließliche Geſetzgebung über

angehörigkeit, Freizügigkeit, Ein und Auswanderung und Auslieferung,
die Wehrverfaſſung und das Münzweſen, das Zollweſen und das
Poſt und Telegraphenweſen einſchließlich des Fernſprechweſens zuweiſt.

Zu Artikel 7 liegt ein Abänderungsantrag Dr. Ablaß (Dem.) vor,
der die Streichung dieſes Artikels, der dem Reiche die ausſchlie
Geſetzgebung über Abgaben und ſonſtige ganz oder teilweiſe
Reichszwecke in Anſpruch genommene Einnahmen zuweiſt, vorſieht.

Jn einem neuen Artikel 8a des Antragſtellers iſt das Wort aus
ſchließlich gefallen.

Abg. Heim (Zentr.): Der Artikel 7 gibt dem n zuviel
Gewalt. Er ermöglicht ihm jeden Widerſtand der Einzelländer radikal

nicht zuweiſen.
Reichskommiſſar Dr. Preuß: Der Entwurf beruht auf monate

langen Verhandlungen, wobei auf die Wünſche der Einzelſtaaten in
weitgehendem Maße Rückſicht genommen wurde, und führte zu einer
vollkommenen Uebereinſtimmung mit den Einzelſtaaten. Die Ver
faſſung iſt nicht 'extrem föderaliſtiſch
liſtiſch. Die Erfahrungen zeigen, daß
betrachten wir aus dem Elend herauskommen. (Sehr richtig

Das Haus beſchließt gach dem Antrag Ablaß.
Darauf finden die geſtern ausgeſetzten namentlichen Abſtimmungen

über die Reichsfarben (Artikel 3) ſtatt.
Die Artikel 8 bis 10 werden unter Ablehnung des Antrages Graf

Dohna mit großer Mehrheit angenommen, ebenſo Artikel 11.
Nach weiterer unerheblicher Debatte wird Artikel 12 unter Ab

lehnung eines unabhängigen Antrages in der Ausſchußfaſſung an
genommen, ebenſo die Artikel 13 bis 16 und nach einer längeren
Diskuſſion darüber, ob die Grundſätze für die Wahlen zur Volks
vertretung auch für die Gemeindewahlen gelten ſoll, auch Artikel 17.

Bei Artikel 18 (Gliederung des Reiches in erinnert Vize
präſident Haußmann daran, daß für dieſen Artikel eine längere

Artikel 19 wird unverändert angenommen. Artikel 20 wird an
genommen. Zu Artikel 21 deantragt Abg. Arnſtadt (Deutſchnat.)
die Feſtietzung des Wahlrechtsalters auf das 20. Lebensjahr zu ſtreichen
und ſie dem Reichswahlgeſetz zu überlaſſen.

Abg. Dr. Heintze beantragte für den Fall der Ablehnung dieſes
Antrages, das Wahlalter auf 24 Jahre feſtzufetzen.

Abg. Fräulein Behm (Deutſchnat.) befürwortet eine Heraufſetzung
des Wahlatters.

20. bis 24. Lebensjahre nicht vom volitiſchen Leben fernhalten.
Abg. Bauermann Deutſche Vpt.):

die Heranfſetzung des Wahlalters.
Abg. W Hauke (Soz.): Aus Dankbarkeit ſchon müßte man den
jungen Kriegern das Wahlrecht geben.

Abg. Frau Zietz (U. S.): Die Proletarierjugend hat eine ſo furcht

reif iſt.

dauer von 5 Jahren.
Abg. Oberfahren (Dentſchnat.) begründet den Antrag.

den deutſchnationalen Antrag.

partei dem deutſchnationalen Antrag veipflicktet.
Die Abg. Katzenſt ein (Soz.)

die drei jährige Wahlperiode ein.

verſchoben Fortſetzung: Froitag, 2 Uhr. Schluß 749 Uhr.

Aus der Partei.
Aebertritte zur U. S. P.

Jn raſchem Aufſtiege ſchreitet unſere Partei weiter vorwärts.
Von Tag zu Tag mehren ſich die Uebertritte aus den Reihen
der Rechtsſozi
allem ganzer Bezirke. So beſchloß neuerdings, wie die Tri-

27. Juni mitteilt, die Mitgliederverſammlung der rechtsſozialiſti
gen Partei in Ritzendorf im Schwarzatal ein

immig,ſchen Partei überzutreten. Ferner wurde beſchloſſen,

eldrahtverhaue ſchützen laſſen. Zugleich ſind Haus die Arbeiter in Tbale in kurzer zeit re,Je el enungen dorgengmmen worden bei ſolchen Leuten, die man füx Partei übertreten würden et Zeit geſchloſſen zur Unabhängigen

daß die rechtsſozialiſtiſche Zeitung Saalfelder Volksblatt für die
Mitglieder nicht mehr in Betracht kommen könne, ſondern nur noch
in Organ der Unabhängigen. Desgleichen konnte in der erſten
Mitgliederver ſammlung der Unnbhängigen Sozialdemokratiſchen
Partei in Thale der Vorſitzende mitteilen, daß in ganz kurzer Zeit
bereits 190 Uebertritte aus der rechtsſozigliſtiſchen Partei zur
U. S. P. D. erfolgt ſeien und daß beſtimmt zu erwarten wäre, daß

Staatsanwalt erhebt Anklage wegen „Hochverrats“. Die Verhand

u

Die preußiſche Regierung beſchäftigt ſich jetzt auch damit, Moor,

ſammlung liegt ein Geſetzentwurf vor, der die Bewirtſchaftung von
Nach

e und leitende Behörde des

die Beziehungen zum Auslande, das Kolonialweſen, die Staats

diege
e

cr

zu brechen. So weitgehende Kompetenzen dürfen wir dem Reiche

aber auch nicht extrem zentra
nur, wenn wir uns als Einheit

d

Redezeit bewilligt ſei. Es hätten ſich jedoch ſchon neun Redner ge
meldet. Die Beratung des Artikels 18 wird deshalb ausgeſetzt.

Abg. Hartmann Berlin (Dem.): Man darf die jungen Leute vom

Wir beantragen gleichfalls

bare Schule durchgemacht, daß ſie mit 20 Jahren für das Wahlrecht

Die namentkliche Abſtimmung über Art. 21 wird bis morgen aus
geſetzt. Zu Artikel 21 beantragten die Deutſchnationalen die Wahl

Abg. Grünwald (Dem.) erklärt die Zuſtimmung ſeiner Partei für

Abg. Heine Deutſche Vpt.) erklärt, daß auch die Deutſche Volks

und Wurm (U. S.) ſetzen ſich für

Die namentliche Abſtimmung über den Art. wird für morgen

aliſten, nicht nur einzelner Perſonen, ſondern vor

büne, unſer Bruderblatt für Schwarzburg-Sondershauſen, am

zur Unabhängigen Sozialdemokrati-



10. Gewerkſchaftskongreß.
NKürnberg, 2. Juli 1010.

u Beginn d eiga Verhandlungstag.
u Beginn der Sitzung wird zu den Abſtimmung in Meere m et geſchri nament ie e Sind r icher Abſtimmung wird dann

Genoſſen eingebrachte Reſolution angenommen:
Der 10. Kongreß der Gewerkſcha Deutſchlands ſtellt nEntgegennahme des Berichts der eneraltonaiſen et

rn eit während der verfloſſenen ev iodedie Generalkommiſſion beſtrebt war, im Rahmen Brrr
die wirtſchaftlichen e en der deutſchen Arbeiterklaſſe wahr

o Kongreß weiſt deshalb die inune r üldhreit r dr entlichkeit gegen die Generalkommiſſion erhobenen Anſchuldigungen, ſie ab die Arbeiterklaſſe r vertaten,
entſchi zurück. Unter voller Würdigung der Diſache, daß
Meinungsverſchiedenheiten über die zweckmäßige Löſung der

r drangen Fragen ber re ſ ier ongr r Generalkommiſſion ſein
Damit ſind die beiden anderen Reſolutionen der ZahlſtellenNowawes Potsdam und Mannheim des Mittelateettedetee

die der Generalkommiſſion das ſchärfſte Mißtrauen für ihre Poli
tik ausſprechen, abgelehnt worden.

u Tee e al rn bekannte Reſoion, die gegen en eikerlaß, r auch gegen diewilden Streiks im allgemeinen, wendet, ſie wird, nachdem ſie noch
von Brunner t worden iſt, mit großer Mehrheit an
genommen. Eine ite h die von Schultz Frankfurtz ger z h r e Dre e ſtrferer Form gegen ichswehrminiſter ewendet, war dadurch abgele h

G e Diß mann nahm vor der Abſtimmung noch die Ge
legenheit wahr, um die Unterſtellung Brunners, die U. S. P. wolle
die E dazu gebrauchen, i lfersdienſte zu leiſten,
T ch W r was ihm infolge der großen Unruhe, mit
der ihn der Kongreß empfängt, erſt nach vieler gelang.
Dieſe Behindernung des Redners wurde von der poſition mit
lauten Pfui-Rufen beantwortet Ferner lag dem Kongreß eine
Reſolution Ernſt und Genoſſen vor, die gegen dieAufrechterhaltung des net
im Jnduſtriegebietproteſtiert und die Erwartung aus
ſpricht, daß in Zukunft derartige Gewaltmaßregeln, wie ſie dort
vorgekommen ſind, unterbleiben.

Die Reſolution wurde gegen etwa zehn Stimmen an
rn Nachdem die ehrheit des Kongreſſes noch den Satz

aus entfernt hatte: „und täglich geht die Militärkamarilla dazu
über, neue r vorzunehmen“, Sachſe vom Bergarbeiter-
verband hatte n wig behauptet, daß jetzt keine Verhaftungen mehr
vorkämen, arg ihm lieſtädt-Remſcheid erwiderte, daß dies
dennoch der Fall ſei und er ſelbſt noch kürzlich in der Nacht

aus dem Bett heraus verhaftet
und fünf Tage eingekerkert worden ſei. Es fanden ſich ſogar einige
Delegierte, die aus der Reſolution den Satz entfkrnen wollten:
„Gs wird die Erwartung ausgeſprochen, daß in Zukunft derartige
Gewaltmaßregeln unterbleiben.“ Die Mehrheit entſchied aber,

dieſer Satz in der Reſolution verbleibt.
folgt dann die Abſtimm über eine Reſolution Päplow-

Hamburg und Genoſſen, wonach das Mannheimer Abkommen von
1006, das eine Verſtändigung zwiſchen den beiden Zentralleitungen
der ſozialdemokratiſchen Partei und der der deutſchen Gewerk
chaften bei wichtigen Fragen verlangt wird. Die Antragſteller
nd der Meinun die Spaltung der ſozialdemokratiſchen

auch die Einheit und Geſchloſſenheit der deutſchen Gewerk
ſchaften W rin und deshalb die Neutralität der
Gewerkſchaften auszuſprechen ſei. Vor der Abſtimmung
richtet Diß mann Frankfurt g. M. eine Anfrage an die An
tragſteller, ob mit dem in der Reſolution enthaltenen Satz die
Gewerkſchaften müßten zum Brennpunkt der Klaſſenbeſtrebungen
des Proletariats werden, geſagt werden ſolle, daß die Gewerk
ſchaften eventl. ſelbſt den politiſchen Kampf übernehmen wollten.

Janſſon (Generalkommiſſion) erwiderte darauf, daß nicht
die Abſicht vorliege, die Gewerkſchaften zu einer ſelbſtändigen poli-
tiſchen Partei zu machen.

Die Reſolution wird hierauf von der Mehrheit angenommen,
wobei ſich die Oppoſition der Stimme enthält, weil die Reſolution
einige
die Verantwortung dafür nicht übernehmen will.

Es folgt nun das Referat von Gertrud Hanna- Berlin über
Organiſation der Arbeiterinnen.

Die Referentin verweiſt zunächſt auf einen Beſchluß des Stutt
garter Gewerkſchaftskongreſſes, wonach die Arbeiterinnen mit
gleichen Rechſen in die Organiſationen aufzunehmen ſeien. Spä-
tere Kongreſſe haben dann beſchlofſen, auch die Heimarbeiterinnen
zu organiſieren, und zwar ſollten die Gewerkſchaftsmitglieder ihre

e

nachſtehende, von Giebel und

iderſprüche und Unklarheiten enthalte, und die Oppoſition

u s Anrecht die Arbeitsplätze haben und die Frauen, deren Männer cbrehtue 3

roßeellt, die ja nicht immer zu vermeiden ren
rauenintereſſen be

gabe e t ukunfteine intenſivere Aufklärungsarbeit z ewinnung der en
Arbeitskräfte zu den r haftlichen Oryppri ationen unter
nommen und die organiſierten Frauen zur tätigen Mitarbeit in
den Gewerkſ t erangezogen werden müſſen. Die Jntereſſen-
gegenſätze zwiſchen nern und Frauen müſſen ausgeglichen und
den Frauen eine dem Wert ihrer Leiſtungen entſprechende Be
zahlung verſchafft werden. Ferner müſſe der anerkennen,

Recht der Frauen auf Arbeitsplätze, die ihrer Eigenart ent
ſprechen; frauenfeindliche Beſtrebungen bei der Einſtellung und
Entlaſſung von Arbeitskräften dürfen nicht zur Geltung kommen.
Die Frauen ſind jetzt ein weſentlicher Faktor des Erwerbslebens.
Ich kenne die Gründe, die es uns ſo ſchwer machen, die Frauen
zur Mitarbeit in den Organiſationen heranzugzie Aber den
noch ſage ich, die Vertretung in den Gewerkſchaften könnte größer
ein. wenn man ſie mehr heranziehen würde. Auch durch die

rkere Heranziehung der weiblichen Arbeiter zur Organiſations-
arbeit wächſt das Vertrauen zu den Organiſationen bei der Frau.
Jch rate Fhnen auch, die Sonderveranſtaltungen für die eaus uſchalten und auch die beſonderen Frauenecken in den Gewerk
ſchaftszeitungen zu unterlaſſen, denn rch werden die Frauen
nur verführt, das zu leſen, was dort ſteht, während doch das
andere für ſie auch von Intereſſe iſt. Mein Jdeal geht dahin, über-
haupt beſondere Veranſtaltungen für Frauen auszuſchließen und
für Männer und Frauen überall gleiche Beſtimmungen zu ſchaffen.

Jn der Dis kuſſion über dieſes Referat, an der ſich Frau
Lungwitz-Berlin, Fräulein Grünberg-Nürnberg, Schu-
macher-Berlin, Huber-München, Luiſe Kaehler-Verlin
und Bautz Hamburg beteiligen, werden die von der Referentin
vorgetragenen Grundzüge im allgemeinen gebilligt. Genoſſin
Lungwitz vermißt in einzelnen Verbänden immer noch eine
genügende Agitation unter den weiblichen Arbeitern. Auch die
Generalkommiſſion habe geſündigt, indem ſie während des Krieges
es zuließ, daß die Schutzvorſchriften für die weiblichen Arbeiter
vernachläſſigt wurden. Es wäre beſſer geweſen, die Arbeiterinnen
hätten überhaupt keine Munition anfertigen brauchen. (Sehr
richtigl) Die Rednerin bemängelt auch, daß trotz der ſtarken Mit-
gliederzahlen nur ſechs Frauen auf dieſem Kongreß anweſend
ſind. Die Verbände ſollten in 2ukunft doch mehr dafür ſorgen,
daß die Frauen hier ſtärker vertreten werden. Die Rednerin be-
klagt ſich des weiteren noch über die ungleiche Behandlung der
Frauen in der Entlohnung und auch bei der Arbeitsloſenunter
ſtützung, und ſie beſchwert ſich zum Schluß darüber, daß ſelbſt auf
dem Kongreß Delegierte anweſend ſind, die die Frauen herab-
würdigen, habe doch ein Delegierter die Bemerkung ſich erlaubt:
Die alten achteln ſollten lieber zu Hauſe bleiben und Kar
toffeln kochen! (Große Unruhe.)

Schumacher- Berlin begründet dann noch eine Reſolution,
die ſich gegen eine neue Organiſationsform richtet, die unter dem
Namen Angeſtelltenverbände eine rege Werbearbeit, beſonders
unter den weiblichen Arbeitern, vornehme. Das bedeute eine Zer-
ſplitterung der beſtehenden Organiſationen, und es müſſe davor
gewarnt werden, daß die Frauen dort eintreten. Redner wendet
ſich dann noch gegen die Schreibweiſe der gewerkſchaftlichen Frauen
zeitung von Gertrud Hannag. Eine Reſolution im Sinne des
Referats ſowie der Antrag Schumacher und Genoſſen, ferner auch
ein Antrag Lungwitz, die Agitation unter den weiblichen Arbeitern
im Sinne des Sozialismus zu betrei ben und dieſe zur Mitarbeit
als Funktionärinnen heranzuziehen, werden ſämtlich einſtimmig
angenommen.

Es folgt nunmehr das Referat von Leipart (Generalkommiſ-
ſion) über die künftige Wirkſamkeit der

Gewerkſchaften und das Räteſyſtem.
r Referent führte etwa folgendes aus: Er wolle kein eigentliches

rogramm aufſtellen, ſondern nur einige Richtlinien über die zu-
künftige Tätigkeit der Gewerkſchaften vorlegen und begründen. Es

rbeitsloſigkeit eintreten mußte. zugeſt

ſei behauptet worden, die Gewerkſchaften haben ſich bei der Revo-
lution ausſchalten laſſen. Das ſei durchaus nicht der Fall, ſondern
noch vor der Revolution ſeien den Unternehmern, die zu den Ge
werkſchaften gekommen waren, um von dieſen die Einwilligung zu

nicht nur die Gewerkſchaften anerkannt, ſondern daß auch die Be
ſchränkungen der Koaglitionsfreiheit unterlaſſen werden müßten, daß
die Arbeitsnachweiſe, die noch in einzelnen Organiſationen be

Arbeitsgemeinſchaften zu erlangen, zunächſt gefordert worden, daß Mitternachtsſtunde überſchritten war, mußte die Verſammlung

in der Heiminduſtrie e Famili ieder in die Ge ſtanden, und die geben Sewerkvereine werdenwerkſchäften hinei r ieſem Aufruf ſei aber nur ſehr müßten; ferner, überall in den Betrieben e r
wenig Folge n. d des s ſei die Frauen Lohn und Arbeitsbedi 6 ie Schli skommierwerbsar heure geſti vorau geſchaffen und die ſofortlae Dur brung des tund i

anden werden müſſe. Das ſei dann auch geſchehen, e
als dieſe Forderungen erfüllt waren, ſind wir auf die Ar
gemeinſchaft eingegangen. Auch in bezug auf das Mitbeſtimmungsrecht en wir nicht auf die Geſeb gebung warten, ſondern wir

empfehlen den Gewerkſchaften, überall in den d ueägg die
Forderung auf das Mitbeſtimmungsrecht zu verwirklichen. Redner
begründet nun Punkt für Punkt die dem Kongreß vorl den
Richtlinien für die zukünftige Wirkſamkeit der Gewerkſchaften.
Ein Programm für ein ſogenanntes Rätefyſtem könne nicht x
gabe dieſes Kongreſſes ſein. Der Gewerkſchaftskongreß müſſe
darauf beſchränken, die Aufgaben zu erörtern, die auf wirtſchaft-
lichem Gebiete liegen. Da auch in Zukunft die Arbeiterintereſſen
durch die Gewerkſchaften vertreten werden müſſen, können dieſe
auch nicht ausgeſchaltet werden. Die Sozialiſierung ſei die höhere
Form der er und ſie ſei nach Kräften zu fördern.
Der ruhige und zähe Kampf der Gewerkſchaften ſei die richtige,
fruchtbare, revolutionäre und ſozialiſtiſche Tätigkeit.

Hierauf wird der Kongreß auf Donnerstag vertagt.

Aus der Provinz.
Wahlkreis Merſeburg- Querfurt A. S. P.

Die am 29. Mai ſtattgefundene Kreisgeneralverſammlung hat be
ſchloſſen, den Sitz des Kreisvorſtandes von Schkeuditz nach Merſeburg

verlegen. Die Mitgliederverſammlung des Diſtriktes Merſeburg
at als Vorſitzenden den Genoſſen Paul Langer, Geſchäfts

führer, Merſeburg, Lauchſtädterſtraße Nr. 18, gewählt. Vom 6. Juli
an befindet ſich das Parteiſekretariat, Merſeburg, Seffnerſtraße 4,
Telephon Nr. 272. Alle Zuſchriften ſind nur an folgende Adreſſe zu
richten: Parteiſekretariat der U. S. P. Merſeburg, Seffnerſtr. 4, ptr.
Geld und Wertſendungen (Einſchreibebriefe uſw.) ſind nur an die
perſönliche Adreſſe des Genoſſen Artur Sämiſch, Parteiſekretär,
Merſeburg, Seffnerſtraße 4, ptr., Telephon Nr. 272, zu ſenden.

Der Kreisvorſtand. Paul Langer, I. Vorſitzender.

Delitzſch. Vom Rathaus. Die letzte Sitzung der Stadtver-
ordneten hatte neben einer Anzahl weniger wichtiger Sachen auch
die Beſetzung des Mieteinkgungsamtes und die Steuerfeſtſetzung
zu erledigen. Bei Erledigung der Mieteinigungsſache platzten die
Gegenſätze ſcharf aufeinander. Genoſſe Gampe ſchlug vor, die Be
ſetzung ſo durchzuführen, daß die Beiſitzer ſowohl wie deren Stell
vertreter aus den Reihen der ſozialdemokratiſchen Fraktionen ge
nommen würden. Die bürgerlichen Stadtverordneten beanſpruch-
ten jedoch ebenfalls einen Beiſitzer für ſich. Nachdem die Wahl
vorſchlagskommiſſion ſich kurz mit der Sache beſchäftigt hatte,
wurden als Beiſitzer der Gen. Baum als Vermieter und der Stadtv.
Laue als Mieter, als Stellvertreter die Genoſſen Mitzſchke als
Vermieter und Alpers als Mieter gewählt. Bei der Steuerfeſt-
ſetzung wandten die bürgerlichen Stadtverordneten alle Mittel an,
um zu beweiſen, daß es nicht notwendig ſei, den geforderten Satz
von 270 Prozent zu erheben. Vor dem Steuerzahlen haben die
Herrſchaften von jeher eine große Abneigung gehabt, und deshalb
iſt es auch zu begreifen, daß ſie alle Minen ſpringen ließen. Jedoch
es half nichts! Es wurde beſchloſſen, 270 Prozent zu erheben und
nach den Beſtimmungen der Preußiſchen e r wo
nach ein Steuernachbaß den unteren Einkommen gewährt wird, die
Steuerleiſtung zu ſtaffeln. Darob machten die bürgerlichen 4recht lange Geſichter. Sie wollten kein Nachkaſſen der a
die unteren Schichten und wollten auch nicht 270 Prozent bez
Jhre Steuerpolitik geht ſogar ſo weit, daß ſie laufende Mittel auf
dem Anleihewege decken wollten. Hieraus kann die arbeitende
Maſſe erſehen, wie notwendig es iſt, duß eine ſozialiſtiſche Mehrheit
auf dem Rathaus über ihre Geſchicke ein wachſames Auge hat, um
zu verhindern, daß zu den täglichen Laſten auch noch ungeheuerliche
Steuerbelaſtung tritt. Die Uebung der Bürgerlichen, den Steuer
ſatz für dieſes Jahr möglichſt niedrig zu halten, ſollte darauf
hinauslaufen, im nächſten Jahre, wenn die Erhöhung dann ein
treten müßte. die ſozialdemokratiſche Stadtverordnetenmehrheit in
Mißkredit bringen zu können. Dieſer ſaubere Plan iſt durch den
jetzigen Beſchluß durchkreuzt worden.

Pouch. Aus der Partei. Die am Mittwoch ſtattgefundene
Generalverſammlung des Parteivereins war gutbeſucht. Zuerſt
berichteten die Delegierten über die ſtattgefundene Kreis-Gener
verſammlung. Alsdann erſtattete der 1. Vorſitzende Bericht über
das abgelaufene Geſchäftsjahr. Der bisherige Vorſtand wurde
ſodann, mit einigen Abänderungen, wiedergewählt, desgleichen eine
Preßkommiſſion neugewählt. Ein Genoſſe berichtete über die
letzte Volksverſammlung in Bitterfeld, in welcher über das wichtige
Thema: Die Urſachen des Krieges, referiert wurde. Verſchiedene
Gemeindeangelegenheiten, wie Lebensmittel- und Steuerfragen,
Kirſchenaberntung uſw., wurden noch erledigt. Da inzwiſchen die

geſchloſſen werden, ohne daß die Tagesordnung vollſtändiwerden konnte. Varteigenoſſen, beſucht auch fleißig die e

vertreterſitzungen.

erledigt
meinde

Ein Rückblick aus dem Jahre 2000.
84) Von Edward Bellamy. Nachdr. verb.

„Gewiß,“ verſetzte Doktor Leete. Kein Geſchichtsforſcher von
Ruf zweifelt heute datan, daß die Anarchiſten von den kapita
liſtiſchen Monopoliſten dafür bezahlt wurden, daß ſie die rote
F ſchwenkten und von Brand, Plünderung und Mord rede-
ten. Dur r furchtſathen Gemüter ſollte jedewirkliche Reform hintertrſeben werden. Am meiſten wundert
e nur, daß Jhre Zeitgenoſſen ſo arglos in die Falle gegangen
ind.“

„Welche Gründe veranlaſſen Jhre Meinung, daß die Anarchiſten
von den Reformgegnern unterſtützt wurden?“ fragte ich

„Meine icht gründet ſich einfach auf dieſes: Die Leutemüſſen doch e ſeſchen haben, daß ſie durch ihr Auftreten ihrer
Sache für einen Freund lauſend Feinde ſchufen. Wenn man nicht
annimmt, daß ſie zu dem Geſchäft gedungen waren, ſo traut man
ihnen eine ganz unbegreifliche Doſis Torheit zu. In den Ver-
einigten Stagten zumal konnte keine Partei darauf rechnen, ihr
Ziel zu erreichen, wenn ſie nicht zuvor die Mehrheit des Volkes
für ihre Jdeen gewonnen hatte, wie dies ſpäterhin der Nationa-
liſtenpartei gelungen iſt.“

„Der Nationaliſtenpartei,“ rief ich aus. „Die muß ſich erſt nach
meiner Zeit gebildet hahen. Sie war gewiß eine der verſchiedenen
Arbeiterparteien?“ a

„O nein,“ verſetzte der Doktor „die Arbeiterparteien als ſolche
ten nie etwas Großes und Dauerndes ſchaffen. können. Als
loße Klaſſenparteien fußten ſie auf zu ſchmaler Vaſis, als daß

ihre Ziele allgemeine nationale Bedeutung erlangt hätten. Es
mußte ſich die Erkenntis ausbreiten, daß eine Neuordnung des
wirtſchaftlichen und ſozialen Lebens, die von höheren ethiſchen
Geſichtspunkten getragen wurde, die ößeren Wohlſtand für allet nicht nur im nete einer Kieſſe ag, ſondern im Intereſſe
aller notwendig war: der Reichen und der Armen, der Gebildeten
und der Ungebildeten, der Alten und der Jungen, der Schwachen
und der Starken, der Männer und der Frauen s
Erkenntnis immer größere Kreiſe der ganzen Nation ergriff, eröffnete ſich der Aneblie auf die Verwirklichung der ſozialen Um

Damals bildete ſich die Nationaliſtenpartei, die die
euordnung der Dinge auf politiſchem Wege durchführte. Wahr

Jch gebe zu, daß es ſchwer iſt die Haltung der Anarchiſtenanders zu erliaren aß durch die Theorie, daß ſie von den Kapita-

liſten bezahlt wurden. Dennoch unterliegt es keinem Zweifel,
daß dieſe Theorie ganz falſch iſt. Wenn wir jetzt auf meine Zeit
urüchblicken, ſo erſcheint ſie zwar echt plauſibel, doch wurde ſie
amals von niemand vertreten. Julian Weſt,

Wir erinnern an unſere frühere Bewerkung, da
kein wiſſenſchaftlich durchgebildeter Sogialiſt iſt.

ß Bellamy

Erſt als dieſe

ſcheinlich nahm ſie ihren Namen deshalb an, weil ihr Ziel war, die
eſamte Produktion und Verteilung der Güter zu nativnaliſieren.

In der Tat hätte ſie kaum einen paſſendexen Namen finden
können. Erſtrebte ſie doch, die Jdee der Nation in einer Groß-
artigkeit und Vollendung zur Wirklichkeit zu machen, wie ſie nie
uvor erfaßt worden war. Die Nation weiter gefaßt, als einebie Vereinigung von Menſchen zu a politiſchen

Zwecken, die ihr Glück nur entfernt und oberflächlich berühren;
die Nation als eine große Familie, eine lebensreiche innere Ein-
heit, ein mächtiger, Gr Himmel ragender Baum, deſſen Blätter,
das Volk, von den Wurzeln ernährt werden und ſie wieder ex-
nähren. Die patriotiſchſte aller Parteien, ſchuf ſie dem Patriotis-
mus eine berechtigte, feſte Grundlage, entwickelte ſie ihn aus
einem bloßen Jnſtinkt zu einer vernunftgemäßen Hingabe an
das Land unſerer Geburt, indem ſie dieſes zu einem Vaterland im
beſten Sinne des Wortes erhob. Sie gab in ihm allen einen
Vater, der das Leben des Volkes erhält, und der nicht bloß ein
Götzenbild iſt, für das zu ſterben das Volk ſtets bereit ſein ſoll.“

Fünfundzwanzigſtes Kapitel.
Die Perſönlichkeit Edith Leetes hatte nämlich von dem Augen-

lick an einen tiefen Eindruck auf mich gemacht, wo ich auf ſo
wunderbare Weiſe ein Gaſt ihres elterlichen Hauſes geworden
war. Es ſtand zu erwartey, daß ſich meine Gedanken nach den
Vorgängen des vorigen Abends noch mehr als bisher mit ihr be
ſchäftigen würden. Von Anfang an war mir an ihr die heitere
Offenheit und treuherzige Aufrichtigkeit ihres Charakters auf
gefallen, die ſie mehr einem edlen, unverdorbenen Jüngling
gleichen ließ als irgendeinem Mädchen, das ich je gekannt hatte.
Es intereſſierte mich, zu erfahren, wie weit dieſe ſchönen Eigen-
ſchaften ihr perſönkich eigentümlich waren, und inwieweit ſie
möglicherweiſe als Folge von Veränderungen angeſprochen wer-
den müßten, die ſich ſeit meiner Zeit in der ſozialen Stellung der

rau vollzogen haben kornten. Als ich im Laufe des Tages mit
Doktor Leete allein war und ſich eine paſſende Gelegenheit bot,
lenkte ich daher unſer Giſpräch auf dieſes Thema.

„Da die Frauen heutzutage von der Laſt der Haushaltung be-
freit ſind,“ ſagte ich. „ſo vermute ich, daß ſie nichts anderes zu
tun haben, als der Pflege ihrer Schönheit und Anmut zu leben.“

„Was uns Männer anbelangt,“ erwiderte Doktor Leete, „ſo
wären wir allerdings der Anſicht, daß die Frauen um mich
eines Ausdrucks zu bedienen, der in Jhrer Zeit geläufig war
reichlich für ihren Untergalt bezahlt machen würden, wenn ſie
nichts anderes als das tä'en. Sie können jedoch feſt davon über-
zeugt ſein, daß unſere Frauen viel zu viel Stolz beſitzen, als daß
ſie es ertragen könnten, von der Geſellſchaft bloß dafür unter-
halten zu werden, daß ſie ihr zur Zierde gereichen. Gewiß be
grüßten ſie es mit hoher Freude, daß ſie der Hausarbeit enthoben
wurden. War dieſe doch nicht nur an und für ſich ungemein
läſtig, ſondern auch, verglichen mit dem modernen Großbetrieb,

ein ungeheure Kraftvergeudung. Allein ſie nahmen ihre Befrei-
ung von der Tätigkeit im Hauſe nur an. um in anderer, erfolg-
reicherer und angenehmerer Weiſe für das Gemeinwohl mitzu
arbeiten. Unſere Frauen gehören ebenſo wie unſere Männer
dem Arbeitsheere an und treten aus dieſem nur aus, wenn ſie
Mutterpflichten zu erfüllen haben. So kommt es, daß die meiſten
Frauen während der einen oder anderen Zeit ihres Lebens etwa
fünf, zehn oder fünfzehn Jahre dienen, die Kinderloſen dageg
ihrer vollen Dienſtpflicht genügen.“

„Die Frau, die heiratet, tritt alſo nicht noiwendigerweiſe a
dem Arbeitsheer aus?“ fragte ich weiter.

„Geradeſowenig wie der Mann,“ verſetzte der Doktor. „Warum
in aller Welt ſollte ſie es denn tun? Wie Sie wiſſen, liegen den
verheirateten Frauen nicht länger Haushaltspflichten ob, und der
Mann iſt doch nicht ein kleines Kind, das gewartet werden mißte.

„Es galt für einen der beklagenswerteſten Umſtände unſerer
Ziviliſation,“ ſagte ich, „daß wir den Frauen ſoviel Arbeit c
bürden mußten. Wie mir ſcheint, nützen Sie dieſe jedoch noch mehr
aus als wir.“

Doktor Leete lachte.
auch die Männer noch mehr ausnützen.
unſerer Zeit ſehr glücklich, während die Frauen des
Jahrhunderts ſehr unglücklich waren, es ſei denn, daß die ig
niſſe Jhrer Zeitgenoſſen uns darüber gründlich irreführen. Es ha
ſeinen triftigen Grund, daß die Frauen heutzutage ſoviel tüchtige
und erfolgreichere Mitarbeiterinnen der Männer und gleichgeiti
ſo glücklich ſind. Für ihre Arbeit gilt wie für die der Mäm
auch der Grundſatz jedem Menſchen die Tätigkeit zuzuweiſen, in
die er am geeignetſten iſt. So tragen denn die den Frauen vor
behaltenen Beſchäftegungsarten und die Bedingungen, unter den
ſie dieſen nachgehen, zwei Tatſachen Rechnung: daß die Frauen der
Männern an Kraft nachſtehen, und daß ſie ſich auch in zanderen Beziehungen für den Betrieb gewiſſer Gewerbe nicht ig
nen. Die ſchweren Arbeiten werden überall den Männern, di
leichteren den Frauen vorbehalten. Unler keinerlei Umſtä
dürfen die Frauen einer Beſchäftigung nachgehen, die nicht nac
Art wie Maß der Arbeit vollkommen ihrem Geſchlecht entſpricht
Außerdem iſt der Arbeitstag der Frauen beträchtlich kürzer
jener der Männerx, ſie erhalten öfter Ferien als dieſe, und es ſin
alle Vorkehrungen getroffen, damit ſie ausruhen können,
dies nötig iſt. Männer unſerer Zeit verſtehen ſehr wohl z
würdigen, daß ſie der Schönheit und Anmut der Frauen d
Hauptreiz ihres Lebens und den mächtigſten Antrieb zur ln
ſpannung all ihrer Kräfte verdanken. Sie laſſen ſie daher
zufolge der klaren Erkenntnis arbeiten daß in der Zeit der grö
ten körperlichen Rüſtigkeit ein gewiſſes Maß regelmäßiger, de
Fähigkeiten zuſagender Arbeit auf Leib und Seele wohltätig wir
Blühende Geſundheit unterſcheidet unſere Frauen von denen
Zeit, die im allgemeinen kränklich geweſen zu ſein ſcheinen.
iſt ſicherlich zum großen Teile dem Umſtand zuzuſchreiben, d
ihnen allen ohne Unterſchied eine geſunde und anregende Tätig
angewieſen wird.“ Fortſetzung folg

„Das tun wir tatſächlich, geradeſo wie wi
Trotzdem ſind die Frauen

J D
wen



Den erſucht, ſich sehr daran beteiligen.
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1557 Um gütigen Zuſpruch hbittet Bruno Knoohe.

Guſthof Kipping Wolfen.

von mindeſtens 100 Tiſchen.

Volkspark.
Gr. bunter Abend.
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Bintritt: o.55 Mark (einseohl. Kartensteuer).
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Zum lustigen

Handwerksmam,
Satyre in 2 Akten.

Die neuesten
Wochenderlchte.

Beginn 4 Uhr.
Unsere Vortarusgeo des wieder dal eben drrdaster zie
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friedhof in Filendurg.

r die Herſtellung der oben benannten Bauten
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i und Eiſenarbeiten im Wege der öffent
m Verdingung vergeben werden.

To arten V r.
„Die Naturfreunde“
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zjande tun Rundna. Abſahrt abdo. e 2

i m W können zu Los 1--3 bis Sehr a aSonntag, den 6. Juli, in den Räumen des Schützen- z h t e S W h r Nieder
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ungen liegen daſelbſt zur Einſicht aus. DortGewerkschafts-Fest. ene u ndwa erſchienenen Bieter. Zuſchlagsfriſt wird greag: Uebung untenDie Gewerkschaften treten nachmittags 1 Uhr am Hoerren- 14 Tage feſtgeſetzt. Angebote ſind v im Reſtaurant i
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m Görlach-Orcheſter.

Wiener Schaukelstühle
Wiener Schreibtischsessel

Eilenburg, den 3. Jull 1919. Der Magiſtrat.
An die deutſchen Lapudwirte!

Die Gefahr, die für den Beſtand unſeres Volkes
rch den von unſerendu

ltfrieden deſchw iftr

den uns angedrohten
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1668 SerienSkaten
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n Kantinen, Wirte undSechtaueher von 100 Stck.

Zreisla. e 75 Pf.) auf
Beſ. 9--12, Mitt-
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auch 3--7 Uhr. 2280

Reinstein,

III
wenn auch nicht nähend,
führe auch Reparat. aus.
Sohröcdoer, Breitestr. 284.

Kleine Schweine

vat abzugeben i561
Karl Giehne, Kaiferſtr. 7.

Wachhund
mitteigr., z. kaufen
ngebote: Siemnmetder (Saalkreis)

Waſchttug nzug., faſt
neu,
Beyſchlagſtr. 7
7 m reinwoll. Muſſelin

f. zu verk.
2295

Aulliche e Bekünntmachüngen.

Noersevurg- Se
Fleiſcrertanf auf ver Freibank

findet am 4 Juli 1919, vormittags von 8--9 Uhr,
auf die Ordnungsnummern 2176--2275, vormittags
von 9--10 Uhr, auf die Ordnungsnummer 2276
bis 2350 ſtatt.

Merſeburg, den 3. Juli 1919.
Zu L. A. I. 626/19. Des Rädtiſche Lebensmittelamt.

Aufhebung eißer Straßenſperrung.
Die durch unſere Bekanntmachung vom 7. d

d. J. P. I. 3017/19 angeordnete Sperrung der
Straße Am Stadtpar? wird hierdurch aufgehoben.

Merſeburg, den 1. Juli 1918.Nr. P. I. 8017/ i. Die PolizeiVerwaltung.
Echlafdecken für landwirtſchaftliche Arbeiter.

Dem Kreiſe ſteht eir größerer Poſten S
für landwirtſchaftliche Arbeiter zur iPreis beträgt etwa 18 Mark r d e de Be

ſtellungen ſind r ſpäteſtens bis Mitt
woch, den 9. Juli 19*9, im Magiſtrats GeſchäftsII, Sarbaus 7 CTreppen, immer 18, unter

ngade des Vor und Zunamens Inhaders des
land wirtſchaftlichen Betriebes mündlich oder ſchrift
lich aufzugeden.

Ppigurs, den 80. Juni z
Magiſtrat.

Neue dreitettist a für die land wirtſchaft
Bevölkerung.Dem Komm eren ſteht demnächſt für die

in der h tätige Bevölkerung ein Poſten
neuer dreiteiliger A W. Preiſe v. u 115, 136
150, 165, 1760, 1 860, 276

zu verkaufen.
2320 Rud. Haymatr. 20 III.
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Berlin, den 17. Mai 1919.
ReichsernDas ährungs-Miniſtertum.
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Eilenburg, den 4. Juli 1919. Der Wer
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Beilage zum Volksblatt Hell (Secle, Su isis.
„«v T pfp———J S mm J„J„ -ZZ rHalle und Saalkreis.

Halle, den 4. Juli 1919.
Maſſenproteſt gegen Maſſenhunger.

Um die Mißſtände der ſtädtiſchen Ernährungsvpolitik in aller
Oeffentlichkeit zu geißeln und ſcharf zu proteſtieren gegen die etwabeſtehende Abſicht, den Arbeiterrat zu einem bloßen Letorations-

ſtück herabzuwürdigen, hatte Halliſche Arbeiterſchaft geſtern
nachmittag zu Tauſenden im Volkspark verſammelt. Die offen-
kundige Erregung der Verſammelten zeigte deutlich, daß, wenn
nicht umgehend eine Aenderung in der Ernährungsfrage eintritt,dann es auch in Halle leicht zu Joichen ſozialen Zuckungen kommen

kann, wie im übrigen Deutſchland.
Genoſſe Bowitzki verſtand es, in trefflichen Worten, und ge

ſtützt auf ein reiches Tatſachenmaterial, den Anweſenden das vor
Augen zu führen, was ſie täglich am eignen Leibe ſpüren. Er
wies auf die Schwierigkeiten hin, die Giftpflanzen aus dem
Körper des deutſchen Volkes auszurotten, die der Krieg ein-
gepflanzt hatte. Auch der Wucher und Schleichhandel ſei eine
ſolche Giftpflanze. Nicht nur während des Krieges, ſondern auch
noch heute verſtänden es die kapitaliſtiſchen Haifiſche, aus der
Not des Volkes ihre Taſche zu füllen. Die Arbeiter- und Soldaten-
räte hätten am Anfang der Revolution gerade in der Ernährungs-
frage erſprießlich gewirkt. Bald ſei die Kontrolle aber den Be-
behörden unbequem geworden. Scheidemann habe dann den be-
kannten Erlaß herausgegeben, daß ſich die Arbeiterräte aller Ein
griffe zu enthalten hätten. Der Halliſche Magiſtrat denke gar
nicht daran, feſt zuzugreifen. Mit leeren Verſprechungen ſei der
Arbeiterſchaft aber nicht gedient. Was habe man der Bevölkerung
nicht ſchon verſprochen? Auslandswaren ſollten wir in Maſſen
erhalten. Bis jetzt haben wir nichts oder nur herzlich wenig davon
geſehen. Der Redner ſchilderte dann die völlig unzureichende Ver-
teilung und die unerſchwinglichen Wucherpreiſe. Wo bleibe da die
Polizei, die Organe der Sicherheit? Nichts durchgreifendes werde
unternommen gegen die Schieberpraktiken. Man biete der Bevölke-
rung völlig ungenießbare Lebensmittel. Friſches Fleiſch und
Butter kenne die Halliſche r nur noch dem Namen
nach. Dafür biete man Roßfleiſch an. Der Den habe einen
großen Plan aufgeſtellt über die Verteilung von Roßfleiſch. Von
Fachleuten ſei erklärt worden, der Magiſtrat habe mit den Roß-
ſchlächtern ein Abkommen getroffen, wonach das Fleiſch zu Kon
ſerven verarbeitet werden ſoll, wenn die Richtpreiſe nicht ein-
gehalten werden können. Genoſſe Bowitzki ging nun näher auf
die Frage ein. Er zeigte an der Verteilung der Seefiſche, Feltt,
Butter, Kartoffeln, Konſerven die ungenügende und verkehrte Er
nährungspolitik des Magiſtrats. Auch die Preispolitik geißelte er
in ſcharfer Weiſe. Bei einem Durchſchnittslohn von 70 Mk. ſei
die e Bevölkerung nicht in der Lage, auch nur die auf
Marken zugeteilten Lebensmittel zu kaufen. Der Magiſtrat ſei
voll verantwortlich für ſeine Ernährungspolitik. Der Redner ging
dann auf die ſchweren geſundheitlichen Folgen ein und behandelte
die Gefahren des freien Handels, der von verſchiedenen Seiten
aus gewünſcht werde. Die Arbeiterſchaft müſſe alles tun, den
Magiſtrat vorwärtszutreiben. Er warne aber vor Gewalttätig-
keiten. Mit einem Appell an die Verſammelten, alles einzuſetzen,
um ſolche Ernährungsverhältniſſe herbeizuführen, die zur Er-
haltung der Arbeitskraft unbedingt notwendig ſeien, ſchloß Bowitzki
feine Ausführungen Starker Beiſall belohnte den Redner.

Jn der Ausſprache meldete ſich der hier rühmlichſt bekannte
kommunrſtiſche Wanderredner zum Worte. um in langatmigen, mit
dem eigentlichen Thema in keinerlei Zuſammenhang ſtehenden Aus
führungen die Politik der U. S. P. oder vielmehr ihrer Führer in
der ſattſam bekannten Weiſe herunterzureißen. Es waren die bekannten
alten Ladenhüter, mit denen man in jeder Kommuniſtenverſammlung,
erfreulicherweiſe ſtets mit negativen Erſolgen. hauſieren geht. Und
es koſtete der Verſammlungsleitung erhebliche Mühe, die durch das
provozierende und den Zweck der Veranſtaltung in Frage ſtellende
Auftreten des Redners ungeduldig werdenden Maſſen zu beſänftigen.
Man bedeutete ihm, daß die U. S. P. ſich vor einer Kritik ihrer
Politik nicht zu fürchten brauche, daß man es aber ablehnen müſſe,
die heutige Verſammlung, die ſich mit der Lebensmittelpolitik des
Halliſchen Magiſtrats beſchäftigen ſolle, zum Schauplatz einer Aus
einanderſetzung ger die Tiraden der kommuniſtiſchen Schlagwort
Politiker zu machen.

ſeinem kurzen, kernigen Schlußworte wies der Referent mit
Recht und unter toſendem Veiſall der Verſammelten darauſhin, daß
der kommuniſtiſche Redner während ſeiner faſt einſtündigen Aus-
führungen nur in ſeinem einzigen Satz die Regierung EbertScheide
mann kritiſiert und zu dem Verhandlungsgegenſtand: Die Ernährungs-
politik des Halliſchen Magiſtrats nicht ein einziges Wort geſagt hatte.
Er ermahnte die Verſammelten eindringlich, einig und geſchloſſen zu
bleiben, und ſich durch die Quertreibereien von links nicht beirren zu
laſſen. Die folgende Entſchließung, welche dem Magiſtrat übermittelt
werden ſoll, ſand einſtimmige Annahme:

„Die am 8. Juli im Voilkspark tagende. von tauſenden Halliſchen
Arbeitern und Arbeiterinnen beſuchte Verſammlung ſpricht dem
Magiſtrat für die von ihm bisher betriebene Exnährungspolitik die
ſchärfſie Mißbilligung aus. Die Verſammelten können ſich des Ge-
fühls nicht erwehren, daß gewiſſe Kreiſe ein Jntereſſe daran haben,
wenn die Bevölkerung Halles für ihre konſequent ſozialiſtiſche Ge
ſinnung mit Stockprügeln auf den Magen gezüchtigt wird. Sie
fordern mit aller Entſchiedenheit, daß man nicht wie bisher nur Ver-
iprechungen macht, ſondern endlich ausreichende und billige Lebens
mittel liefert. Die Verſammelten fordern ferner, daß dem ſchamloſen
Wucher und Schleichhandel mit Lebensmitteln endlich Einhalt ge
boten und rückſichtslos durchgegriſſen wird. Nur wenn der Arbeiter
rat ſeine Kontrolliötigkeit ungehindert ausüben kann, iſt Beſſerung

zu erwarten.“ 8Da die Verſammlung durch die Ausführungen des Kommuniſten
über Gebühr in die Länge gezogen worden war, ſchlug die Leitung
vor, auf die Entgegennahme des zweiten Referats über den Kampf
um die kommunalen Arbeiterräte zu verzichten und durch Annahme
einer Entſchließung gegen eine etwa beabſichtigte Aufhebung des
Halliſchen Arbeiterrales ganz energiſch zu proteſtieren. Die Ver
ſammelten ſtimmten dem Vorſchlage zu und erklärten einmütig, mit
allen Mitteln dahin wirken zu wollen, daß das Weiterbeſtehen des
Arbeiterrates gewährleiſtet wird, weil ſie in ihm eine geeignetſteKörperſchaft erbückt, die das Feſthalten der revolutionären Errungen-

chaften garantiert. ß sn einer weiteren Entſchließung wurde ſtürmiſch die
ſoſortige Haftentlaſſung unſerer Genoſſen Kilian und
Ferchlandt geſordert. Beide Genoſſen werden beſchuldigt, Hand
ungen begangen zu haben, die auf eine Umgeſtaltung der früheren
Regierung Scheidemann hingezielt haben ſollen. Die ihnen zur Laſt
gelegten Vergehen ſtehen wenn ſie überhaupt begangen worden
wären aber in gar keinem Verhältnis zu den gemeingefährlichen
Umtrieben der Militärkamarilla, die ganz offen mit militäriſcher Ge-
walt zur Beſeitigung der Regierung auffordert. Dieſem Treiben ſieht
die Regierung ruhig zu und tut nicht das geringſte gegen die gegen-
revolutionären Geſetzesverächter. Durch Ueberſendung der Entſchließung
an den Reichsminiſterpräſidenten Bauer und den preußiſchen Miniſter
präſidenten ſoll dem Verlangen nach ſofortiger Haſtenlaſſung der
beiden unſchuldig Jnhaftierten beſonderer Nachdruck verliehen werden.

Der Vorſitzende ermahnte die Verſammelten. ſich durch die zahlreich
anweſenden Lockſpitzel zu keinerlei Unbeſonnenheiten hinreißen zu
laſſen, und ſchloß hierauf die durch das herausfordernde Auftreten
der kommuniſtiſchen Schreier und die Hetzrufe der Provokateure in
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mangel macht die Neuanlage zu einer Notwendigkeit. Der Plan
dazu entſtand aus der Erkenntnis, daß mit einer beſſeren Kohlen
verſorgung ſobald wohl noch nicht zu rechnen ſein wird. Als Be
triebs und Verwertungsſtoff zur Erzeugung von Waſſergas dient
b Koks. Durch ein beſonderes Verfahren, Vermehrung
der Regeneratoren, wird dem Koks der noch in ihm enthaltne Kohlen
ſtoff entzogen und daraus Waſſergas erzeugt. ſo gewonnene
Waſſergas wird dann etwa in der Menge von einem Drittel bis
zur Hälfte mit dem übrigen Gas vermiſcht. Nach den Verſiche
rungen von Sachverſtändigen ſoll die Leucht- und Heigzkraft des
Gaſes durch die Vermiſchung nicht vermindert werden. (7) Jn
einer ganzen Reihe von Städten, ſo in Leipzig, Magdeburg uſw.,
beſteht das Verfahren ſchon ſeit Jahren, und es ſoll ſich durchaus
bewährt haben.

Der Bau der Anlage iſt auf 470 000 Mk. veranſchlagt; aus-
führen wird ihn wahrſcheinlich die Berlin-Anhaltiſche Maſchinen
fabrik in Deſſau. Der Haushaltsausſchuß ſtimmte der Vorlage
einſtimmig zu, weil er die durch ſie angeſtrebte Verbeſſerung der
Gasverſorgung für unerläßlich hielt. Die Bauausführung ſoll
ſo beſchleunigt werden, daß die Anlage bereits am 1. Dezember
dieſes Jahres in Betrieb genommen werden kann.

Betrachtungen über den Klüberprozeß.
Ein Todesurteil, 51 Jahre Zuchthaus, 6 Jahre Gefängnis.

„Wer Wind ſät, wird Sturm ernten.“ Mit dieſen Worten,
die der Erſte Staatsanwalt in den Sitzungsſaal ſchleuderte, offen-
barte er den politiſchen Charakter des Prozeſſes. Wer mit einer
ſolchen Leidenſchaft für das geſetzlich höchſte Strafmaß eintritt,
den Angeklagten die geringſte Milde verweigert, dem iſt es nicht
mehr allein darum zu tun, dem Geſetze zu genügen. Der wird
geleitet von dem blinden Haß, von dem unabänderlichen Willen,
ein Exempel zu ftatuieren. Für den handelte es ſich bei dem Er-
mordeten nicht mehr um den Menſchen, ſondern um den Offizier
und Standesangehörigen Oberſtleutnant v. Klüber. Und die Ge
ſchworenen haben dieſe Mahnung verſtanden. Das Bürgertum
von Halle und weit darüber hinaus kann mit dem Urteil zufrie-
den ſein. Ein dem Tode Geweihter, 51 Jahre Zuchthaus und
u Gefängnis hat das Gericht als hinreichende Sühne er
achtet.

Die Beweisaufnahme läßt keinen Schluß zu, der ein ſolches Ur
teil rechtſertigte. Sie iſt ſo lückenhaft und widerſprechend, daß
man nur gewaltſam eine unumſtößliche Grundlage ſchaffen
konnte für ein ſo grauenhaftes Urteil. Gewiß iſt die Tat zu ver
dammen, und wir haben ſie ſchon damals mit aller Schärfe ver-
urteilt. Trotzdem hatte die bürgerliche Preſſe verſucht, auf unſer
Konto das Verbrechen zu buchen. Und auch geſtern hat man den
Gerichtsſaal wieder benutzt, um die Unabhängige Partei der
eigentlichen Urheberſchaft zu bezichtigen. Wie ein roter Faden
zog ſich durch den Prozeß die Entrüſtung über den beſtialiſchen
Mord. Wir verſtehen die Entrüſtung, haben aber gar keine Ver
anlaſſung, gegenüber den unzähligen proletariſchen Revolutions-
opfern, gerade dieſe Tat als Schulbeiſpiel anzuſehen. Wenn der
Herr Staatsanwalt meint, nie habe Deutſchland eine ſolche Un
tat geſehen, dann ſcheint die Abſchlachtung unſerer unvergeßlichen
Kämpfer Liebknecht und Luxemburg keinen Eindruck auf ihn ge-
macht zu haben. Und wie war es bei Meſeberg? Kalt be-
rechnend, vor ſätzl ich hatte man ihn nachts aus dem Bette ge
holt und hinterhältig ermordet. Jſt das aus Jhrem
Gedächtnis ausgelöſcht, Herr Staatsanwalt? Doch kehren wir zu
dem Prozeß zurück. Oberſtleutnant v. Klüber, Nachrichtenoffizier
im Kriegsminiſterium, hatte ſich, von Weimar kommend, der
Expedition Maerckers freiwillig angeſchloſſen. Er hat dann bei
den Unruhen am 2. März in der Saale den Tod gefunden. Halle
war während des Generalftreiks eine völlig ruhige Stadt. Erſt,
nach dem Einzug der Nosketruppen und der Auflöſung der Sicher-
heitswehr iſt es zu den bedauerlichen Vorfällen gekommen, in
deren Verlauf Klüber ermordet wurde.

Der zehntägige Prozeß wor reich an dramatiſchen Auftritten.
Die Seelenqualen der Angeklagten und ihrer Angehörigen ftei-
gerten ſich von Tag zu Tag. Der Zuhörerraum war immer dicht-
gefüllt, großenteils von bürgerlichen Leuten, die ein Schauſpiel
genießen wollten. Die Objſektivität des Vorſitzenden wurde von
allen Seiten hervorgehoben. Wir haben ihn aber auch kennen
gelernt als einen harten Richter. Der Herr Staatsanwalt be
gründete das Verſagen mildernder Umſtände damit, daß das ge-
ſunde Rechtsgefühl des Volkes ein mildes Urteil nicht verſtehen
würde. So kann nur jemand ſprechen, der unter Volk die bür-
gerliche Klaſſe verſteht, das Rechtsempfinden der großen Maſſe
völlig mißachtet. Wir wollen nicht darüber ſtreiten, ob die An
geklagten der Maſſenpſyche oder Suggeſtion verfallen waren, ſon
dern klar ausſprechen, daß ſie die Opfer der beſtehenden Verhält-
niſſe ſind. Und da die ſchlimmen Zuſtände nur die Folgen der
verbrecheriſchen Politik der herrſchenden Klaſſe ſind, muß man die
Angeklagten als ihre Opfer bezeichnen. Und da haben vir in
dem Staatsanwalt ſelbſt einen Kronzeugen. Sr hat ſich den
Ausſpruch des Sachverſtändigen Siefert zu eigen gemacht, wonach
der Eintritt in das Lazarett die Schickſalsſtunde des Angeklagten
Bauer geweſen ſei. Damit unterſtellt er als wahr, daß der Krieg
verrohend, moraliſch und ſittlich verkommend gewirkt hat. Wir
müſſen uns auch die Frage vorlegen, gehören die Verurteilten
dem „Mob“ an? Nein, ſicher nicht. Auffallend iſt, daß die meiſten
von ihnen unbeſtraft ſind, olle im Felde waren und ſich „gut“ ge
führt haben. Jſt das nicht der ſicherſte Beweis, daß ſie Opfer des
Krieges geworden ſind? Und ſie legt es auch heute wieder mit
erſchreckender Deutlichkeit Har, daß die Plünderungen und Un
ruhen nicht leicht bewertet werden dürfen. Faſt fünf Jahre Krieg
und Hungerblockade haben die Menſchen entnervt und für Ver-
brechen empfäng lich gemacht. Nur der Herr Staatsanwalt iſt
blind für die Zeichen der Zeit, die ſelbſt ſeinen Klaſſengenoſſen
deutlich zum Bewußtſein kämmen. Er will die Angeklagten ver-
nichten, um dem Geſetz Ger,üge zu tun. Und wenn er Ausſprüche
der Angeklagten, die eine gewiſſe Genugtuung über die Tat
wiedergaben, als ſtrafverſchärfend anzieht, ſo verweiſen wir auf
das teufliſche Grinſen des Bürgertums bei dem Abſchlachten pro-
letariſcher Revolutionsopfer. Die juriſtiſchen Spitzfindigkeiten
über Landfriedensbruch, Zuſammenrottung mehrerer Menſchen
zu einer ſtrafbaren Handlung, waren angebracht im wilhelmini-
ſchen Zeitalter, aber nicht mehr für die Revolutionszeit. Wenn
je in einem Prozeß die Reform des Strafgeſetzbuches augenſchein-
lich wurde, ſo hier. Die revolutionäre Energie der Maſſen dürf-
ten ſich recht wenig um das verletzte Rechtsempfinden einer

ziemliche Erregung geratene Verſammlung.

Eine Milderung der Gasnot
ſoll durch den Bau einer Waſſergasanlage in der ſtädti
ſchen Gasanſtalt erreicht werden. Der Magiſtrat hat eine

Staatsanwaltſchaft kümmern, die die toten Paragraphen des
Strafgeſetzes mit den ſozialen Erſcheinungen nicht in Einklang
bringen kann. Wenn der Herr Staatsanwalt die Hoffnung aus-
ſprach, daß auch die übrigen Mitſchuldigen der ge-
rechten Strafe nicht entgehen werden, ſo ſtimmen wir mit ihm

entſprechende Vorlage ausgearbeitet; der Haushaltsaus-
ch u der Stadtverordneten Verſammlung beriet in ſeiner

überein. Wir ſind überzeugt, daß das revolutionäre deutſche Volk
auch den letzten Verbrecher zur Reochenſchaft ziehen wird, der es in
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geſtrigen Sitzung darüber. Der chroniſche Kohlen und Gas dieſe unheilvolle Sage gebracht hat, und die indirekt ſchuldig ſi
an dieſer verwerflichen Tat.

Dem alldeutſchen Rechtsanwalt Spil ling war vorbehalten
blieben, das politiſche Moment in die Verhandlung zu bringen.
i ſtbedauerlich, daß der Gerichtsſaal benutzt werden darf zu ei
ſo wüſten Schmährede die organiſierte deutſche Arbeiterſche
Der Obernationaliſt hatte jedenfalls überſehen daß der Reich
präſident Ebert und der berüchtigte Noske auch zu den „Verführern
gehört, die jahrzehntelang die Maſſen „aufgehetzt“ haben und n
vor ein Volksgericht geſtellt werden ſollen. Der Herr Staatsanw
gab noch ſeiner Freude Ausdruck, daß die Geſchworenen als V
treter des Volkes das Urteil ſprechen könnten. Es dürfte ihm al
nicht unbekannt ſein, aus welchen Kreiſen ſich die Geſchwo
nen zuſammenſetzen: Kaufleute, Gutsbeſitzer, Mittelſtändler
aber kein Arbeiter. Es iſt für die Auffaſſung des Staatsanwa
bezeichnend, daß er die Arbeiterklaſſe als nicht n Volke gehöre
betrachtet. Oder ſollte er die Arbeiter für unfähig halten, als C
ſchworene zu fungieren. Wir bezweifeln nicht, daß die Geſchwor
nen nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen, wie es ſo ſchön in der Eide
formel heißt, geurteilt haben. Aber das bürgerliche Rech
empfinden verlangt eine ſchwere Sühne, und dem haben ſich d
bürgerlichen Klaſſenrichter nicht entziehen können. Sie haben d
ſozialen Erſcheinungen nicht verſtanden. T
zeigt das harte Urteil. Die Arbeiterſchaft aber wird aus dieſ
Urteil einer Klaſſe gegen die andere die Lehre ziehen, wie notwenl!
es iſt, gründlich zu reformieren. Erſt durch das Volk gewäh.
Richter werden Urteile fällen können, die wirklich dem Recht
empfinden des Volkes entſprechen. Für dieſes Urteil aber gelt
die Worte: Wer Wind ſäet, wird Sturm ernten.

Stadtverordneten-Fraktion. Heute s Sitzung

Volksparkt. Sonnabend, den 5. Juli, abends 8 Uhr, findet
e unter Abend ſtatt. Sonntag, den 6. Juli, Großes Garte

onze
Tagesordnung für die Sitzung der Stadtverordneten am Mo

tag, den 7. Juli, nachmittags 4 Uhr. Anfrage betreffend d
Mittleren Arbeiterrat; Entſchädigung für Teilnahm
an Sitzungen; Errichtung einer Waſſergasanlage; Aenderung de
Bebauungsplanes ſüdlich vom Bergmannstroſt; Ausbau vie
Straßen auf dem Gelände des Bauvereins für Kleinwohnungel
Nachbewilligung für Kleinwohnungen auf dem Roß i Bewillgung einer Beihilfe; Gründung von Lehrſtellen; Erh hun
Teuerungszulagen; Bewilli von u für Lehrperſonen
Unfallfürſorge für Beamte; Antrag auf Entlaſſung von Hilf
kräften; Antrag auf anderweitige Zuſammenſetzung des Ha
ausſchuſſes des Jugendamtes; v r Unterkunft
räume für Jugendliche. Nichtöffentliche Sitzung
Anſtellung eines Beamten.

Hetzer von rechts. Die geſtrige Maſſen- Verſammlung d
halliſchen Arbeiterſchaft, in der die Lebensmittelſragen beſproche
wurden, hat bei gewiſſen Lenten, die ſich ärgern, keine Geſolgſche
zu haben, Anſtoß erregt. Das „ſozialiſtiſche“ Revolverblättchen
der Ulrichſtraße benutzt die Gelegenheit, ein bischen zu denunziere
und den Unabhängigen d en, ſie wollten putſchen und de
höhere Ziel der Lebensmitteldemonſtration ſeien eingeſchlagene Fenſter
ſcheiben, Belagerungszuſtand und KlüberAffären geweſen. Allmählie
wirkt dieſes krankhafte Bemühen der Sozialpatrioten, uns eine Pu
taktik an den Hals reden zu wollen, abſtoßend. Man h
eben kein ſachliches Material, mit dem man kämpfen lönnte, deswegt
dieſes ſchofle Denunziantentum. Die Rechtsſozialiſten wiſſen ganznau, wie ſehr unſere Partei die Putſche verwirft, wie wir uns Lemite

die Arbeiterſchaft zu einer einheitlichen revolutionären Maſſe
ſammeln. Aber es iſt ja ſchließlich kein Wunder, daß das Noskeblättche
eine ſolche Taktik nicht verſteht, denn der eberheld, der mit ſeine
tiefen „Geiſt“ das lokale Miſtbeet düngt, hat ſeit dem 9. Novembe
als er ſein ſozialiſtiſches Herz entdeckte, noch nicht die nölige E—
fahrung in der Arbeiterbewegung geſammel
Marxiſt niemals ein Putſchiſt ſein kann.
wundern, wenn ſolch ein Novemberſozialiſt ſich von Zeit zu Zeit
altgewohnte, bürgerliche Weiſe gegen die revolutionäre Arbeiter
ausſchleimen und denunzieren mu

15. September. In dieſer Zeit ruht der Betrieb aller nicht ſchlen
nigen Sachen ſowohl in bezug auf die Abhaltung der Termine a
auch auf die Abfaſſung von Entſcheidungen. Ferienſachen ſin

trafſachen, Arreſtſachen und die eine einſtweilige Verfügung b
treffenden Sachen Meß und Marktſachen, Streiligkeiten zwiſche
Vermietern und Mietern von Wohnungs- und anderen Räum
wegen Ueberlaſſung, Benutzung und Räumung derſelben, ſow
wegen Zurückbehaltung der vom Mieter in die Mieträume ein
gebrachten Sachen, wenn über Fortſehzung eines angeſfangent.
Baues geſtritten wird.

Der Kirſchenpreis ſoll ſinken. Jn der geſtern nachmlitag ſtai!.
gefundenen Verſammlung der Obſt und Grünwarenhändler im
St. Nikolaus, zu der auch Mitglieder des Arbeiterrats eingeladen
waren, wurde mitgeteilt, daß die Kirſchen in der nächſten Woche
Halle für den Preis von 1,30 bis 1 Mk. verkauſt würden. Jmm
noch teuer genug.

Zum Kirſchenwucher. Die Erregung über den Vorgang auf den
Riebeckplatz zitterte noch heute nach, denn verſchiedene empörte A.
beiter wollten ſich einmal die Dame näber anſehen, die 164 M
Wuchergewinn täglich einnimmt. Zur Aufklärung teilen wir mit, de
dort mehrere Stände ſich befinden und daß die Vorgänge, über di
wir berichteten, ſich bei dem Stand am Apollo- Theater abgeſpic
haben. Die Frauen, welche die anderen Stände beſitzen ſind nicht
die Angelegenheit verwickelt.

Stadttheater. Heute, Freitag, wird das Luſtſpiel Kümmelblattgegeben. Sonnabend Die zit von Stambul. Sonntag na i

8, Uhr Volksvorſtellung Sappho, abends 7 Uhr Siegfried. Monte
Alt Heidelberg. den 10. Juli Kommermuſik Abend de
RoſéQuartetts. Die beſtellten Stammkarten liegen im Bankhar
Steckner zur Abholung bereit. Weitere Anmeldungen werden an de
Kaſſe des Stadttheaters entgegengenommen.

Das Walhallatheater wartet dem Halliſchen Publikum wiede
mit einer neuen Operette Jhre Hoheit die Tänzerin auf. Di
Operette ſpielt an einem herzoglichen „Hofe“ in der Rokokoz
Der textliche Jnhalt und noch mehr die von Walter Goetze kon
ponierte Muſik erheben die „Hoheit“ über das Niveau andere
moderner Operetten. Die Muſik, zumal die „Zigeunermuſik“,
ſo einſchmeichelnd und intim, wie man ſie wohl ſelten findet.
Rollen liegen in ſehr guten Händen. Sehr geſchmackvoll iſt aue
die Dekoration zu nennen. Das Publikum dankte am Schluß de
Darſtellern mit anhaltendem und verdientem Beifall.

Muß das ſein? Recht bittere Klagen wurden uns hente vor
armen Arbeiterfrauen vorgetragen, die ſich darüber beſchwerten
daß die Firma Krauſe bei dem Verkauf von markenfreier
recht ungerecht verfahre. Vornehme Damen hätten gleich bis
10 Pfund Wo eingekauft, während die Frauen, die d

n. Rſich enſtellen myften, m !eeren Taſchen heimgehen mußte
meinen, daß es ſich doch lercht bewerkſtelligen läßt, daß jeder K

J Hicich, werchen Standes er iſt ven der degehrten Ware etwa
erhä

Löbejün. Stadtparlament. Jn einer für
Stadtverordnetenſitzung am 30. Juni wurde der Ankauf des r
ſchen Grundſtückes mit 56 Morgen Land und ſämtlichen lebenden
toten Jnventars für 95 000 Mark einſtimmiAnforderungen für Einrichtung von Sch rt bote
Bauplätzen und Bereitſtellung von Pachtland zu kö

Die Gerichtsferien beginnen am 15. Juli und endigen am

um zu wiſſen, daß en
a braucht man ſich nic t
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h

S

für

kartoffeln noch
wird beſchloſſen, die

den, weil ſieSe hatten.

eteS
n

Aus den Gerichtsſälen.
WMordprozeß Kläüber.

10. dandlungktas.
lehrreich und

ſich r
w. abdaß t et
n wu

Arbeiter
ufspreis für die bereits

alle e in der bürgerli

ch in einer zuſammengerotteten Menſchen
uſammenrottung ein an

ſergewdbnllcher

er Auffaſſung des Vang iſt, durfte nach orſißenden, einr Eindruck zur Teilnahme angeregt dab
ach Bejahung der meiſten Schuldfragen wur

nden das Urteil verkündet: wegen Mordes und
andfriedensbruches Bauer

zum Tode verurteilt, Fiedt
gen Totſchlags und ſchweren Landfriedensbru edler m

d Jahren Zuchthaus (Antrag: 10 Jahre), Kyrig 10 Jahre Zucht
hens Antrag 12 Jahre)is Jahre), Giertold 13

willigt worden. Infolge der außerordent
löhne und Bauſto e iſt es n möglden z Verfü ſtehenden Mittein betriebsfähig fertiDie Mittel ſſſen

ichter 19 Jahre u
Jahre Zughthaas, einſteht der frider

derhängten Strafe (Antrag 13 Jahre) wegen einfachen
bruchs Jungmann zu 2 Jahren Gefängnis, Antrag 1
K Monate Gefängnis, Antrag 1 Jahr;
bruch Rädel zu s Jahre Zuchthaut,

licher Körperverlezung Kelz zu 6 Monaten
P Jahr. Musculus wurde freigeſprochen.

uns Antrag

en ſchwerem

da Vante
a

Walhalla
Opereiten Thedter.

Ihehie-Gagtsgie
Dir. Felix Meinhbardt
Her Dgenettendiager:

ner-lüh p.rennt

III

ſaütiheater
abend, 5. Juli 1910,ſ. Ende 10, Ühr.

tte von Leo Fall.
nNiag nachmittag:
Sappho. 22s1

Sonntag avend:
Sie le d.nnv v

Rectaurant Godege Spitze

(Spise 11/125. 2284
Konnabend

Er. Preis-Skaten.
Anfang 8 Uhr

Woju ergebenſt einladet

osengort.
sten Brelerbeus.

onntag, den 8. Juli
mittags von 3 Uhr an

öffentliche

Tanzmustk.
ladet ireundlichſt ein

550 O. Kttring.
Schiepzig.

Tor er.
Tanzmusik

e
Aregrneth. Igs 21.

Porto o. Lite h P. nur

0000
3000910000

50900
e
ger U Lert u v

l. e
r

Rore von Staghul,

Kuelc Heine Datexty Aen

In der Hauptrolle: Ahwin Neuse
Hanni Weisese

Fr. Solert aond Frau. a in Bertw 7 Fochen u etnen Thenter gant

e v c e
Diner werten Einwohverschaft von Lettio und

Dmgegand zur get. Kenntnis, dass ioh den

Gastkof zur Crholung in Cetfin
von Herrn Hirrobfeld käuflieh erworben bdabe
und dittde, das meinem Vor knger gesohenRte
Vertrauen avoh auf mieh an Obertragen.

Fär gatgepfezte Getränke usw. ietbeetens gesorgt.

Sonntag, on S. J er., von nahm 9 Vbr an
Eröffnungs- Kränzchen

Freier KXintrltt.
m RMiaaiges T. S. P. D.- Lokal im Orte.

KRochzaohtungs voll

V. Ramp- J
Kheiterhadfadrerdent Sodantät

Den Mitgliedern zur Kenntnis, daß die
Wahl der delegierten zum Bundestag
nicht am 6. Juli, ſondern am

g, den 13. Juli,
s 4 Uhr, ſtattfindet.

auvorſtand.
J. A.: Max Bandermann.

III
III

Die ausgeschriebene Lagerhalterstelle ist
besetzt. Allen Bewerbern für Bemühungen

Die Verwaltung.

Frotos Taonsgon.,

vormittags 10 Uhr dis net

besten Dank.

v

Ein Schweine
Serele ber r.

Kluppwuge

Kinderwagen

C. Klappendach,
Gr. KUrihſtraße 40 u. &1.

Weitere Mittel für die Wipperthalbahn.

durch Ge vom 90. Fi P.o 10. Juni 1914 7 l sos 000 M. be Das Weimarer rechtsſozialiſtiſche Blatt wird abbeſtellt und
t

i

um weitere 2 800 000 Mk., mithin a

Landesverſamml weiter mitteilt, die 9läufig keine Ausdſi

k. Ein Mord. Hwei gute

III
Stoffe für Herren Anzüge
Stoffe für Damen Kostüme

Futterstoffe zu Obigen
wie allo anderen Behnolderel Artikel,

III IIIIIIII2811 briegt in empfeblende Erinnerung

Olegariusetr, 10 em Hallmarkt.

u e „durch tacr. Was Volt wird jererten

Arbeits er Verbindung mit den
nbahn mitun

uſtellen.

leben zu erhalten, da die Finanzen des Staates ſehr ungünſtig find. rliche et

re eeccceeeeerreeeerrrrrrreee e

Bitte
beachten Sie vor Ihren Einkäufen
die Auslagen im Schaufenster des

Partfiewaren-Lagers
Gr. UlrichstraBbe 25

(Ecke Jagergasse). 3310

Mode Zeitungen
empfehh die

Volksbuchhandlung, ha r

n 4S ceertemetv z
Maurer und Arbeiter

finden dauernde Veſchäftigung.

i Stedten, Mansf. Seekreis.
Petri Roll, Baugeschäft,

Bauſchloſſer,
Blechſchmiede,
Zuſchläger,
Arbeitsburſchen

ſtellen ein mBlock K VBuſchmann,

Junge

Aeußere Delitzſcher Straße

C Stei SSteinmetz S
gesuoht.oh

Wlneim Heurer, Herz 6, e

Poststrasoo i
Kastanmacher
Kastonhelfer

tär Raroxvertehau gesucht.

Für unseren Betrieb

ladwis Kame a Seha.

hat.

klave im eSo ſteht
ſozialiſtiſchen Verrätern wel geſperrt hat, im Begriffe,

mmig den Anſchluß an die U. S.

u. S. z ber x
t. die bereits zur ren,onders zu begrüßen iſt es, ab der

Verancwortüch für Politik und DarteinachFreunde, darunter derit, fuhren am Dienstagabend nach der Gräfen- St
um etwas Klee für ihr Kleinvieh zu holen. Sie S. m. An m da

Pasasencdorf.
Sonn abe. e a ä u u7

Vekkentl. Landarbeiter Ball
Hierzu ladet freundlichſt ein Der Vorotand.

Trothaer Kaffeegarten
u r Garteankfestbestehend in Nonzeort, Preissohlo hen enä

Kogoein, ovie V Sali. WAnfang Uhr. Geeenigkeitaverein Horia.

Kontungl wir
Bergarbeiter

von Halle und Amgegend.
Sonntag, den 6. Jnuli, vormittags 9 Ahr,

im Letzten Dreier, Merſeburgerſtr. 82:

Gt. öffentl. Verſummlung.
Tagesordnung:

Kampf um die Sozlallſterung

die allgemeine politiſche Lage.

Referent: Genoſſe Stei er Peters.
lrei E inen w det 21297Um zahlreiches Erſcheinen wir t VRoeruſer

Beeſenlanblingen.
Sonntag den 6. Juli, abends 8 Ahr,

m Fährhof zu Mufrena:
Mitglieder -Verſammlung.

Alle Mitglieder, beſonders die Frauen, ſind hiermit
c Ter Diſtriktsführer, Otto Hoffmann.

Gekrönte Häupter.
Zur Mauturgeschlehte des Ahsolutismus,

Pro Serie in 1 Band 2, 28 MK.,
Porto I PBrhältlioh in Heften à 30 P., Porto 6 P.

Zu berieben durch die

Halle, Marz 42/44. r
Gegen- Erklärung.

Zeige hierdureh an, das die Verlobung mit Herrn
H. Fonse nieht von ihm, sondern von mir

et wurde. vseta Stricksner, alle Iniha

Familien Nachrichten.

Dankſagung.
erbet vom Grabe unſeres lieben Ent

ſchlafenen, ſagen wir allen, die ihn zur letzten
Ruhe geleiteten und ſeinen Sarg ſo reich mit
Blumen ſchmückten, unſern herzlichſten Dank.Beſondern Dank Herrn Albrecht für ſeine troſt
reichen Worte am Grabe, ſowie der Partei der
U. S. P. D. und dem Bauarbeiter-Verband.
Vielen Dank meinen lieben Sangesſchweſtern,
r und Mädchenchors Halle, für denden Geſang am Grabe. Auch herzlichen
Dank meinen Miiarbdeiterinnen „Ruſches Hof
für die Geldſpende, die ſie mir zuteil werden
ließen. Jn tiefer Trauer
Frau Mnna Lhrdter geb. Schmidt

20901 nebſt alen ehehörigen.

ilhelm der Legzte gelehrt ter fand eine Verſammlung ſtatt, in der Genoſſe Scholem-

liederverſammiung des Vereins, die nach der öten ſtattfand, vorgenommene Abſtimmung ergab

tsgruppen im Kreiſe Al-
trg: tellt werden. Ganz
ebertritt geſchloſſen er

000 foigt, ſo daß nach wie vor die Einigkeit im Orte gewahrt bleibt.
Mark e werden. Wie uns Genoſſe Chri e aus der Eine ſtarke Ortsgruppe hat ſich damit unſrer Partei angeſchloſſen,

lder vor denn im Dorfparlament Ken ſechs ſozialiſtiſche gegen zwei bür
neue Mitglieder, die nicht an letzter

telle kämpfen werden, hat damit unſere Partei gewonnen.

Kart Bock; far Halle und
etkz für e

fentlichen Ver
ern

um
z legeschledene Fran

Operette in 8 Akten
von Leo Fall.

Gonds
Rmmy Kturm e. R
Vorverk. 9-1 u. F.

Heute neu!

2 i 2Viggo Larson

ſektegen

un
in 4 Akten

im 10d km

cempo.

Scblager
voll höehester

Spannung

Arndeun

Steinweg 12.

EKründer! O
Fur ein Haarnadel-

dent bar desahit
ark 150 000.

Dieselbe Firma sueht
weitere gute Eründ.
Angeb. zohnellst. erb.
Kein Erf. vewäume,
ehe er etw. untern.,
uns. Broscohdäre mit
645 Eründer-Aufraben
u. Gatschein b. Mk. 90
g. Naohn. od. Voreins.
von nur Mk. 2 au bes.

8aohsen mit Anhalt:

Abg. adustrie- u. Ranteisgeseſed
Genera) vertreter für

strasse *1646
2 Maurer Pol. und Maurer

s. Heinz, Hohenthurm. 1472

Arbeiter
werden an gt t.
verlegung gdeburgerſiatt e e
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